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Bekanntmachung der 

1. Nachtragssaizung zur  Saizung 

übe r  die Erhebung von ~riedhofsgebühren durch 
den Friedhofsmeckverband Königslutter am Elrn 

Aufgrund des g 6 Abs. 1 Ziffer C der Verbandssatzung des Friedhofszweckverbandes Königslutter 
am Elm vom 02.11.1999, des Ij 28 des Zweckverbandsaesetzes in Verbinduna mit den 66 2. 4 
und 5 des Niedersächsischen Üommunalabgabengesetz& in der jeweils geltenden F~SS;~ hat 
der Verbandsausschuss in seiner Sitzung am 16.12.2003 folgende 1. Nachtragssatzung beschlos- 
sen: 

5 1 

Der 5 2 erhält folgende Fassung: 

Veranlagung 

(1) Gebührenpflichtig ist derjenige, auf dessen Veranlagung der Verband tätig wird. 

(2) Die in der Gebührensatzung genannten Venvaltungsgebühren entstehen mit Beendigung der 
Amtshandlung, die Benutzungsgebühren entstehen mit der Inanspruchnahme der Leistung. 

(3) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt und sind innerhalb eines Monats nach Zu- 
stellung des Gebührenbescheides fällig. 

lnkrafttreten 

Diese 1. Nachtragssatzunc über die Erhebung von Friedhofsgebühren tritt arn Tage nach der Ver- 
öffentlichung in Kraft. 

/F .  472.3 Königslutter am Elm, ... .... ........................ 

gez. Rümer 

Vorsitzender 

gez. Lippelt 

Gesch'af tsf ührer 
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234. Ekkarintmachuiig der 

3. Änderungssatzung der 
Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren in der 

Samtgemeinde Nord-Elm 

Aufgrund der §§ 6, 8, 40, 72 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung 
(NGO) vom 22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382) und der § 1, 4 und 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes vom 11.02.1992 (Nds. GVBI. C. 29) 
in den jeweils geltenden Fassungen und des § 30 der Friedhofssatzung der 
Samtgemeinde Nord-Elm vom 23. Juni 1992 i. d. F. der 2. Anderungssatzung vom 
01. 01. 2002, hat der Rat der Samtgemeinde Nord-Elm in seiner Sitzung am 22. 12. 
2003 folgende 3. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von 
Friedhofsgebühren in der Samtgemeinde Nord-Elm beschlossen: 

§ 2 -Gebührensltze- erhält folgende Fassung : 

§ 2 
Gebührensätze 

A. Erdaräber 
1. FUr eine Grabstätte eines Kindes bis zu 5 Jahren 
2. Für eine Grabstätte einer Person Uber 5 Jahren 
3. FUr eine Grabstätte unter dem arUnen Rasen 
4. FUr jede Grabstelle einer ~rab&tte mit Verlängerungsmöglichkeit 
5. FUr dieVerlängerung des Rechtes anGrabstätten mit 

~erlän~erun~<mö~liChkeit gem. § 15 (6) Friedhofssatzung 
jedoch höchstens 460,OO E je Grabstelle 

6. FUr die Verlängerung des Rechtes an Grabstätten mit 
Verlängerungsmöglichkeit gem. § 15 (2) Satz 1 und 2 Friedhofs- 
Satzung je Grabstelle und Jahr 
einschl. 11,OO f pro GrabstellelJahr Gebühr fUr Betrieb und 
Verwaltung der Friedhöfe 

B. Urnengräber 
1. FOr eine Urnenarabstätte 
2. Für eine ~rnengrabstätte unter dem grUnen Rasen 
3. FUr jede Grabstelle einer Urnengrabstätte mit 

Verlängerungsmöglichkeit 
4. Für die Gestattung der Beisetzung einer weiteren Urne auf einer 

Urnengrabstätte mit Verlängerungsmöglichkeit oder auf einer 
Grabstätte, deren Ruhezeit noch mindestens 20 Jahre beträgt 

5. FUr die Verlängerung des Nutzungsrechtes an einer 
~rnen~rabstäce mit~erlän~erungsmöglichkeit gem. § 16 (5) i. V. 
mit § 15 (6) Friedhofssatzung je Urnengrabstelle und Jahr 
jedoch höchstens 230,OO € je Urnengrabstelle 

6. FUr die Verlängerung des Nutzungsrechtes an einer 
Urnengrabstätte mit Verlängerungsrnöglichkeit gem. § 16 (5) i. V. 
mit $15 (2) Satz 1 und 2 Friedhofssatzung je Urnengrabstelle 
und Jahr 
einschl. 11,OO E pro UrnengrabstelleIJahr fUr Betrieb und . . 

Verwaltung der Friedhöfe 

C. Gruften 
1. Für die Verlängerung des Rechtes an Gruften je Stelle und Jahr 



D. Sonstine Gebühren 
1 .I Für die Benutzuna der Aufbahrunasräume und der Friedhofs- 

kapelle einschl. Reinigung, ~e izut ig  und Beleuchtung 

1.2 Für Inhaber von Bausteinen für die Friedhofskapelle 
Süpplingen beträgt die Gebühr für die Benutzung dieser .~ . 

Kapelle einschl. Reinigung, Heizung und Beleuchtung 

2.1 Für das Ausheben, Zuwerfen und Anhügeln eines Erdgrabes, 
das Einhängen der Grabmatten, das Einlegen der Tragestricke, 
und das Auflegen der Kanthölzer, jedoch ohne das Auflegen und 
Abräumen der Kränze und den Austausch von Boden zur Vorbe- 
reitung der Bepflanzung 

2.2 Wie 3.1 jedoch für eine Grabstelle eines Kindes bis zu 5 Jahren 
2.3 Für das Ausheben und Zuwerfen sowie das Bedecken mit 

Rasen bei einer Erdbestattung unter dem grünen Rasen, wenn 
keine Trauerfeier am Grabe statlfindet (anonyme Bestattung) 

2.4 Für das Ausheben und Zuwerfen sowie das Einhängen der 
Grabmatten, das Einlegen der Tragestricke, das ~ z l e ~ e n  der 
Kanthölzer und das Bedecken mit Rasen bei einer Erdbestattung 
unter dem grünen Rasen, wenn eine Trauerfeier am Grabe 
stattfindet 

2.5 Für das Ausheben, Zuwerfen und Anhügeln eines Urnengrabes, 
iedoch ohne das Aufleaen und Abräumen der Kränze und den 
Austausch des BodenSzur Vorbereitung der Bepflanzung 

2.6 Für das Ausheben und Zuwerfen sowie für die Beisetzung - 
einer Urne untef$ern grünen Rasen 

3 I Gebühr für Betriebund Verwaltung der Friedhofe einschl. der 
Einebnung von Grabstätten sowie der Beseitigung von 
Einfassungen und Grabsteinen, je Beisetzung 

3.2 Wie 3.1 jedoch für die Beisetzung einer weiteren Urne auf einer 
vorhandenen Grabstelle 

3.3 Wie 3.1 jedoch für eine Erdbestattung unter dem grunen Rasen 
3.4 Wie 3.1 jedoch für eine Urnenbeisetzung unter dem griinen Rasen 
4. Für die Gestattung der Errichtung einer baulichen Anlage einschl. 

der Errichtung eines Denkmals 
5. Zusätzlicher Pauschbetrag bei Samstags-, Sonntags- und 

Feiertags - Trauerfeiern mit anschließenden Beisetzungen 
6. Zusätzlicher Pauschbetrag bei Samstags, Sonntags- und 

Feiertags -Trauerfeiern 

5 2 
lnkrafttreten 

Diese 3. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
des Landkreises Helmstedt in Kraft. 

Süpplingen, den 22. Dezember 2003 - 

gez. Karl-Heinz Dannehl (L .S . )  

Samtgemeindebürgermeister 
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Bekanntmachung der 

Hundesteuersatzung der Gemeinde Räbke 

Aufgrund der 5s 6,40 und 83 (1) der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) 
vom 22.08.2001 (Nds. GVBI. S. 383) und des § 3 des Niedersächsischen Kommu- 
nalabgabengesetz (NKAG) vom 11.02.1992 (Nds. GVBI. S. 29) in den jeweils gelten- 
den Fassungen hat der Rat der Gemeinde Räbke in seiner Sitzung am 18.12.2003 
folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 

Q 1 Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im 
Gemeindegebiet. Wird das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon 
auszugehen, dass er älter als drei Monate ist. 

Q 2 Steuerpflicht, Hafiung 

(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Be- 
trieb seiner Institution oder Organisation für Zwecke der persönlichen Lebensfüh- 
rung aufgenommen hat. Als HalterinlHalter eines Hundes gilt auch, wer einen 
Hund in Pflege oder Veiwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anler- 
nen hält, wenn sieler nicht nachweisen kann, dass der Hund in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bereits versteuert oder steuerfrei gehalten wird. Die Steuerpflicht 
tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder 
das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

(2) Alle nach Absatz 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltem gemein- 
sam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder meh- 
rere Hunde, so sind sie ~esamtschuldnei Ist die Hundehalterinlder Hundehalter 
nicht zugleich EigentümerinlEigentümer des Hundes, so haftet neben der Hunde- 
halterinldem Hundehalter die Eigentümerinlder Eigentümer für die Steuer. 

5 3 Steuermaßstab und Steuersätze 

(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt 
jährlich: 

a. für den ersten Hund 
b. für den zweiten Hund 
C. für den dritten Hund 

35,OO Euro 
52,50 Euro 
70,OO Euro 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 415), werden bei der Berechnung 
der Anzahl der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steuer 
ermäßigt wird (§ 5), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nach 
Abs. 1 den in voller Hohe steuerpflichtigen Hunden als erster Hund und ggf. wei- 
tere Hunde vorangestellt. 

(3) Für gefährliche Hunde gelten die Sonderregelungen des 5 10. 



Q 4 Steuerfreiheit 

Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist 
das Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nach- 
weislich in einer anderen StadtiGemeinde der Bundesrepublik Deutschland versteu- 
ern oder dort steuerfrei halten. 

Q 5 Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 

(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, 
deren Unterhaltungskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten wer- 
den; 
2. Diensthunden nach ihrem Dienstende, 
3. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Perso- 
nen, von bestätigten Jagdaufsehern und von Feldschutzkräften in der für den 
Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderlichen Anzahl; 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivil- 
schutzeinheiten gehalten werden; 
5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich zu wissenschaft- 
lichen Zwecken gehalten werden; 
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorüberge- 
hend untergebracht sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 
7. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen 
unentbehrlich sind. 

(2) Die Steuer ist auf Antrag auf 50 v.H. zu ermäßigen für das Halten von 
1. Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem 
nächsten bewohnen Gebäude mehr als 500 m entfernt liegen; 
2. Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshund ver- 
wendet werden und eine anerkannte Prüfung abgelegt haben (das Prüfungs- 
zeugnis darf nicht älter als 2 Jahre sein) 
3. Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und 
jagdlich verwendet werden. 

(3) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden 
Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Samtgemeinde Nord-Elm zu- 
gegangen ist. 

Q 6 Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach 3 2 
Abc. I folgenden Kalendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden 
Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug entsteht die 
Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermona'ts. 
Beginnt das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag 
eines Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag. 



(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abge- 
schafft wird, abhanden kommt oder stirbt oder die Hundehalterinlder Hundehalter 
wegzieht. 

5 7 Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum 
(Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. 
Beginnt die Steuerpflicht (§ 6 Abs. 1) im Laufe eines Kalenderjahres, ist der Er- 
hebunaszeitraum der ieweiliae Restteil des Jahres. für den die Steuerschuld mit 
dem ~ e ~ i n n  der ~teuer~flicht entsteht. Endet,die &euerPflicht (§ 6 Abs. 2) im 
Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die Jahressteuer anteilig erhoben. 

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.tl. jeden Jahres fällig. Bei erstmaliger Heranziehung ist ein nach Abs. 1 S. 2 
festgesetzter Teilbetrag innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe des Her- 
anziehungsbescheides fällig. 

(3) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 01.07. eines jeden Jahres 
erfolgen. 

5 8 Anzeige und Auskunftspflicht 

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat es binnen einer Wo- 
che bei der Samtgemeinde Nord-Elm schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist die Rasse 
des Hundes anzugeben. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Mo- 
nats nach der Geburt als angeschafft. 

(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat. hat dies binnen einer Woche. nachdem der . , 
Hund veräußert, sonst abgeschafft wurde, abhanden gekommen oder gestorben 
ist, bei der Samtgemeinde Nord-Elm schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn 
die ~undehalterhlder Hundehalter aus der Gemeinde ~ ä b k e  wegzieht. Im Falle 
der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der Abmeldung der Na- 
me und die Anschrift dieser Person anzugeben. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung fort, 
so ist dies binnen einer Woche schriftlich bei der Samtgemeinde Nord-Elm anzu- 
zeigen. 

(4) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Ab- 
meldung des  unde es wieder abgegeben werden müsseny~unde müssen außer- 
halb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich 
sichtbare Hundesteuermarke tragen. 

(5) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach 5 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist ver- 
pflichtet, der Samtgemeinde Nord-Elm die zur Feststellung eines für die Besteue- 
rung der Hundehaltung erheblichen Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte 
wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Betei- 
ligten nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Per- 
sonen, insbesondere Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, 



der Samtgemeinde Nord-Elm auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im 
 aushalt,-~etrieb, Institution oder Organisation gehaltenen Hunde und deren 
Halter Auskunft zu erteilen (23 11 Abs. I Nr. 3a NKAG i.V.m. 5 93 AO). 

Q 9 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 
- entgegen § 8 Abc. I den Beginn der Hundehaltung nicht binnen einer Woche 
schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 
- entgegen 8 Abs. 1 die Rasse des Hundes nicht angibt, 
- entgegen 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht binnen einer Woche 
schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 
- entgegen 8 Abc. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung 
oder Steuerermäßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde 
anzeigt, 
- entgegen § 8 Abs. 4 S. 1 bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermar- 
ke nicht abgibt und diese weiterhin verwendet, 
- entgegen § 8 Abs. 4 S. 2 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Woh- 
nung oder eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare Hun- 
desteuermarke führt oder laufen Iäßt, 
- entgegen § 8 Abs. 5 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß 
erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,OO Euro geahndet 
werden. 

Q 10 Gefährliche Hunde 

Gefährliche Hunde sind gemäß § 3 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über 
das Halten von Hunden (NHundG) vom 12.12.2002 (Nds. GVBI. Nr. 112003) in Ver- 
bindung mit § 2 Abs. 1 Satz 1 des Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschrankungs- 
gesetzes vom 12.04.2001 (BGBI. I S. 530): 

Pitbull - Terrier 
American - Staffordshire - Terrier 
Staffordshire - Bullterrier 
Bullterrier 
sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 

Q 10a SteuermaOstab und Steuersätze für gefährliche Hunde 

(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen gefährlichen Hunde bemessen. 
Sie beträgt jährlich für alle gefährlichen Hunde : 
a. für den ersten gefährlichen Hund 350,OO Euro 
b. für den zweiten gefährlichen Hund 525,OO Euro 
C. fUr den dritten gefährlichen Hund 700,OO Euro 

(2) Für gefährliche Hunde besteht keine Möglichkeit, steuerbefreit oder steuerermä- 
ßigt gehalten zu werden. 



Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Land- 
kreis Helmstedt in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzun~ der Gemeinde - 
Räbke vom 01.04.1999 außer ~rafty 

Räbke, den 18.12.2003 

gez. Röhr 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 

1. Nachtragshaushaltssatzung 
der  Gemeinde Frellstedt für das Haushaltsjahr 2003 

Aufgrund des 5 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Frellstedt in seiner Sitzung am 26.1 1.2003 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung 
beschlossen: 

§ 1 

Mit dem 1. Nachtragsplan werden erhOht vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes 
einschließlich der 
Nachträge gegenüber 

um a um bisher nunmehr festa 
M &  /G SM & - 

a) im Verwaltunashaushalt 
die Einnahmen 98.400 

die Ausaaben 52.700 - 951.700 1.004.400 
bl im ~errkaenshaushalt: 

die Einnahmen 57.300 - 
die Ausgaben 57.300 - 265.500 322.800 

Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderunasmaßnahmen 
(~reditermächti~uig) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in ~öhe-von 187.900 € um 
26.100 E vermindert und damit auf 161.800 € neu festgesetzt. 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegentiber 

i 
dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 

Die Steuersäize werden nicht geändert. 
§ 5 

§ 6 
Unerheblich im Sinne des § 89 (1) NGO sind über- oder außerplanmäßige Ausgaben bis zu 
einem Betrag im Einzelfall von 350 B. 

Frellstedt, 26.1 1.2003 

gez. Gottschalt 

Bürgermeister 



Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die nach 92 (2), 94 (2) NGO 
-erforderliche (n) Genehmigung (en) Fl sind durch den Landkreis 

Helmstedt am A?.&.CJ~ unter dem Aktenzeichen U~~-AS--OO erteilt 
worden. 

Der Haushaltsplan Ej 86 (2) Satt 3 NGO vom 0s701,0rt-bisOci.el.ocf und 
vom &-0.t.W bis 1 3 . ~ 4  .oy 
während der Dienststunden zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung, 
Steinweg 21 a, 38373 Süpplingen, öffentlich aus. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, daß eine Einsichtnahme in den 
Beteiligungsbericht gemäß § 116 a NGO jederzeit während der Dienststunden 
gestattet ist. 

Frellstedt, den Ag 

gez. Gottschalt 

Bürgermeister 
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Bekanritmachung der 

I. Nachtragshaushaltssatzung 
der Gemeinde Warberg für das Haushaltsjahr 2003 

Aufgnind des § 87 der Niedersächsichen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Warberg in seiner Sitzung am 27.1 1.2003 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung 
beschlossen: 

5 1 
Mit dem 1. Nachtragsplan werden 

und damit der 
Gesamtbetrag des 
Haushaltsplanes 
einschließlich der 

erhöht vermindert Nachträge gegenober 
nunmehr 
festgesetzt 

um um bisher auf 
E € € E , a) im Verwaltungshaushalt 

die Einnahmen 110.800 721.000 610.200 

die Ausgaben 15.900 721.000 705.100 

b) im Vermögenshaushalt 

die Einahmen . . 398.400 449.300 50.900 

die Ausgaben 398.400 449.300 50.900 

Kredite fOr Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenaber der bisherigen 
Festsetzung In Höhe von 0 E um 413.700 E erhöht und damit auf 413.700 E neu festgesetzt. 

I 
5 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dllrfen, wird gegentiber dem 
bisherigen Höchstbetrag nicht verändert 

5 5 

Die Steuersätze werden nicht geändert 

Unerheblich im Sinne des 5 89 (1) NGO sind Uber- und außerplanm8ßige Ausgaben bis zu einem 
Betrag im Einzelfall von 250 €. 

Warberg, 27.1 1.2003 

gez. G. Strube gez. Schrecken 

Bürgermeister Gemeindedirektorin 



Die vorstehende 1.Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die nach 94 (2) NGO u ~ ~ Z B - ( 2 ) - ~ i n - \ C e r . b i R ~ t  
W " L w G e n e h m i g u n g  ( H ~ s t  I sind durch den Landkreis 
Helmstedt am 46 42 03 unter dem Aktenzeichen 2 2  - AS-  QQ erteilt 
worden. 

Der Haushaltsplan 3 86 (2) Satz 3 NGO vom 05 3t.w biscri.O,(O+ und 
vom 0 . d . O V  bis n3aA.04 
Nhrend der Dienststunden zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung, 
Steinweg 21 a, 38373 Supplingen, öffentlich aus. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, daß eine Einsichtnahme in den 
Beteiligungsbericht gemäß 9 116 a NGO jederzeit während der Dienststunden 
gestattet ist. 

Warberg, den A 7 . 0  d W 3  

gez. Schrecken 

Gemeindedirektorin 

AB1.-Nr. 54 vom 30.12.2003 



238. Bekawtmachung der 
10. Satzung zur Änderung der Satzung Uber die Erhebung von 

Beiträgen, GebUhren und Kostenerstattun~en für die 
~bwasserbeseitigung der Stadt ~chödngen 

(Abgabensatzung fUr die Abwasserbeseitigung) 

Aufgrund der 33 6,40 und 83 Abs. 1 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der 
Fassung vom 27.01.2003 (Nds. GVBI. S. 36) und des § 5 des Nds. Kommunal- 
abgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.1 1.2001 (Nds. GVBI. S. 701) 
sowie des § 22 der Satzung der Stadt Schdningen über die Abwasserbeseitigung in 
der Fassung vom 14.06.2001 (Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt Nr. 24 vom 
28.06.2001) hat der Rat der Stadt Schdningen in seiner Sitzung am 09.12.2003 
folgende 10. Satzung über die Erhebung von Beitragen, Gebühren und Kosten- 
erstattungen für die Abwasserbeseitigung der Stadt Schdningen (Abgabensatzung 
für die Abwasserbeseitigung) beschlossen: 

Änderung der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung 

Der 3 14 Absatz 1 der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung erhalt 
folgende Fassung: 

Die Abwassergebühr betragt je vollen cbm Abwasser 3,32 E. 

Diese 10. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beitragen, 
Gebühren und Kostenerstattunnen für die Abwasserbeseitiaun~ der Stadt 
Schdningen (Abgabensatzung für Abwassehseitigung) t n i  am 01. Januar 2004 in 
Kraft. 

Schdningen, den 09.1 2.2003 

Stadt Schdningen 

gez. Lübke 

Bürgermeister 
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239. Bekanntmachuq der 

10. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für 
die Straßenreinigung der Stadt Schöningen 

(Straßenreinigungsgebührensatzung) 

Aufgrund der 3s 6,40 und 83 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 
27.01.2003 (Nds. GVBI. S. 36), des § 52 des Nds. Straßengesetzes (NStrG) in der 
Fassung vom 28.05.1996 (Nds. GVBI. S. 242) und des 3 5 des Nds. Kommunal- 
abgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.1 1.2001 (Nds. GVBI. S. 701) 
sowie des I Abs. 2 der Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt SchGningen 
in der Fassung vom 17.12.1997 (Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt 'Nr. 57 vom 
29.12.1997) hat der Rat der Stadt Schöningen in seiner Sitzung am 09.12.2003 
folgende 10. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung 
der Stadt Schöningen beschlossen: 

Artikel I 

Der 3 4 Satz 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 

Die Reinigungsgebühr beträgt in der Reinigungsklasse I (Normalreinigung) 2,28 E 
jährlich je Meter Straßenfront. 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2004 in Kraft. 

Schöningen, den 09.12.2003 

Stadt Schöningen 

gez. Lübbe (L.S.) 

Bürgermeister 
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240. Bekanntmachung der 

2. Verordnung zur Änderung der Verordnung über Art, Maß und räumliche 
Ausdehnung der Straßenreinigung in der Stadt Helmstedt vom 19.05.1994 

Aufgrund der gg 1 und 55 des Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetzes (NGefAG) 
i.V.m. 6 40 Abs. 1 Nr. 4 der NiedersAchsischen Gemeindeordnuna (NGO) und 6 52 des 
~ieder&chsischen Straßengesetzes (NStrG) in den jeweils geltenGen ~ a & u n ~ e i  hat der 
Rat der Stadt Heimstedt in seiner Sitzung am 18.12.2003 folgende Verordnung beschlossen: 

Artikel I 

In das Verzeichnis gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über Art, Maß und räumliche 
Ausdehnung der Straßenreinigung in der Stadt Helmstedt vom 19.05.1994 in der derzeit 
gültigen Fassung wird unter Nr. 4 die Straße 

- Zur Neuen Breite - bis zur dstlichen Grenze des Flurstücks 1021189 der Flur 
4 von Emmerstedt 

aufgenommen. 

Artikel II 
\ierot&rdi\P 

Diese 4&ku&jtritt am 01 .01.2004 in Kraft. 

Helmstedt, den 18.12.20'03 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 
6. Satzunq 

zur Änderung der Satzung Uber die Erhebung von Friedhofsgebühren 
in  den Ortsteilen Emmerstedt und Barmke (FriedhofseebUhrensatzung) - - 

vom 02.05.1991 

Aufgrund der 55 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO), der §§ 4 und 5 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), sowie des 5 28 der 
Friedhofssatzung der Stadt Helmstedt für die Friedhöfe in den Ortsteilen Emmerstedt und 
Barmke vom 17.12.1999 in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Helmstedt 
in seiner Sitzung am 18.12.2003 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

5 2 
Gebührensätze 

I. Grabstellenaebühren 

1. Reihengrabstellen für Verstorbene 
a) über 5 Jahre 
b) bis zu 5 Jahren 
C) Erdgrab unter dem grünen Rasen 

2. Grabstellen mit Wiederetwerbsmöglichkeit, je Stelle 

3. Urnengrabstellen 
a) Urnengrabstelle mit Wiederetwerbsmöglichkeit 
b) Urnengrabstelle unter dem grünen Rasen 

4. Verlängerung von Nutzungsrechten 
a) Grabstellen mit Wiederetwerbsmöglichkeit, 

7 

je Stelle und Jahr 
b) Urnenwahlgrabstellen mit Wiederetwerbsmöglichkeit, 

je Stelle und Jahr 

11. Beqräbnisaebühren 

1. Erdbestattungen 
a) für Verstorbene über 5 Jahre 
b) für Verstorbene bis zu 5 Jahren 
C )  Erdbestattungen unter dem grünen Rasen 



2. Urnenbeisetzungen, je Urne 

Die Gebühren zu Ziff. 1 und 2 umfassen das 
Ausheben, Schließen und erste Anhügeln des 
Grabes. 

3. Urnenbeisetzungen unter dem grünen Rasen 

4. Träger (soweit mit der Stadt abzurechnen) 
je Träger 

5. Kapellenbenutzung 

III. Verwaltunaskosten 

1. für die Beisetzung und Verlängerung 

2. für die Zustimmung zur Errichtung von Grabmälern 

2. Folgender § 3 a wird neu eingef'dgt: 

§ 3 a 
Entstehung der Gebühren 

Die Gebührenschuld entsteht: 

a) Beim Reihengrab und bei Gräbern unter dem grünen Rasen mit der Beisetzung. 
b) Bei Grabstätten mit Wiederenverbsmöglichkeit bei Erwerb des Nutzungsrechts. 
C) In allen übrigen Fällen mit der ~enutzung der Friedhofseinrichtungen bzw. mit der Inan- 

spruchnahme der gebührenpflichtigen Leistungen. 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. 

Hehstedt, den 18.12.2003 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 

7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung 
in der Stadt Helmstedt vom 27.10.1988 

Aufgrund der 55 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in 
Verbindung mit § 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in den jeweils 
geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am48 .12.2003 
folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I 

Die Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Helmstedt vom 27.10.1988 wird wie folgt 
geändert: 

In das Straßenverzeichnis I wi'rd aufgenommen: 

- Zur Neuen Breite - bis zur östlichen Grenze des Flurstücks 10211 89 der Flur 
4 von Emmerstedt 

In das Straßenverzeichnis III wird aufgenommen: 

- Zur Neuen Breite - bis zur östlichen Grenze des Flurstücks 1021189 der Flur 
4 von Emmerstedt (Fahrbahn) 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01 .01.2004 in Kraft. 

Helmstedt. den 18.12.2003 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 
9. Satzung 

zur Änderung der Gebührensatzung über die sGaßenreinigung in  der Stadt Helmstedt 
vom 11.12.1984 (Straßenreinigungsgebührensatzung) 

Aufgrund der gg 6, 8,40 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO), des g 52 
des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) und 5 5 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) - in der jeweils geltenden Fassung - hat der Rat der 
Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 18.12.2003 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Straßenreinigungsgebührensatzung 

Die Gebührensatzung für die Sfraßenreinigung in der Stadt Helmstedt wird wie folgt 
geändert: 

5 4 erhält folgende Fassung: 

Die Reinigungsgebühr beträgt jährlich je Meter Straßenfront in 

Reinigungsklasse I 
Reinigungsklasse II 
Reinigungsklasse IIi 
Reinigungsklasse iV 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 01 .01.2004 in Kraft. 

Helmstedt, den 18.12.2003 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 
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Bekantitmachung der 
.. 
Hauptsatzung 

der Stadt Helmstedt 

Auf Grund der §§ 6 und 7 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1996 (Nds. GVBI. 1996 C. 3822 zuletzt geändert durchAMkeC*) 
4 4 ~ ~ w m s 2 8 . ? 4 ~ 2 0 1 3 + ~ e l * . ~ ~ S ~ ? 8 + f  hat der Rat der Stadt Helmstedt in seiner 
Sitzung am 18.12.2003 folgende Hauptsatzung beschlossen: .) Artikel des Gesetzes 

vom 27.01.2003 
(Nds. GVB1. S. 36) 

§I 

Name, Bezeichnung, Rechtsstellung 

(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Stadt Helmstedt". 

(2) Nach § 12 Abs. 1 NGO hat die Stadt Helmstedt die Rechtsstellung einer selbständigen 
Gemeinde. 

§ 2 

Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(1) Das Wappen der Stadt zeigt den heiligen Ludger auf der Mauerkrone mit Krummstab und 
Buch in den Händen. Darüber befindet sich ein dreiteiliger Bogen mit Türmchen und der 
Inschrift: C. Ludger. 

(2) Die Farben der Flagge sind blau-weiß; sie zeigt das Wappen der Stadt. 

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift: Stadt Helmstedt. 

§ 3 

Ratszuständigkeit 

(1) Über Rechtsgesch8te nach § 40 Abs. 1 Nr. 11 NGO beschließt der Rat, wenn der 
Vermögenswert 50.000 € übersteigt. 

(2) Über Verträge der Stadt nach 3 40 Abs. 1 Nr. 18 NGO mit Ratsmitgliedern, sonstigen 
Mitgliedern von Ausschüssen, von Ortsräten oder mit der Bürgermeisterin oder dem 
Bürgermeister beschließt der Rat, es sei denn, dass es sich um Verträge auf Grund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren 
Vermögenswert 5.000 € nicht übersteigt. 



5 4 
Vertretung der Bürgermeisterin I des 

Bürgermeisters nach § 61 Abs. 7 NGO 

(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche 
Vertreterinnen oder Vertreter der Bürgermeisterin I des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei 
der repräsentativen Vertretung der Stadt, bei der Einberufung des Rates und des. 
Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der 
Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer 
Pflichtenbelehrung vertreten. 

(2) Der Rat beschließt uber die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen soll. 
Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die 
Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin / stellvertretender Bürgermeisterin mit einem 
Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt. 

5 5 

Verwaltungsausschuss 

(1) Der Verwaltungsausschuß besteht aus 
a) der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, 
b) 6 Beigeordneten sowie 2 weiteren Beigeordneten, falls es der Rat für die Dauer der 

Wahlperiode beschließt; 
C) den Mitgliedern nach 5 51 Abs. 3 Satz 1 NGO sowie den weiteren Beamtinnen und 

Beamten auf Zeit mit beratender Stimme. 

(2) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Vetwaltungsausschusses als 
Zuhorer(in) teilzunehmen. 

5 6 

Ortsräte 

(1) Die früheren Gemeinden Barmke und Emmerstedt bilden je eine Ortschaft mit Ortsrat. 

(2) Die Zahl der Mitglieder des Ortsrates beträgt für die Ortschaft 
a) Barmke 7 
b) Emmerstedt 9 

(3) Die Entscheidungsrechte des Ortsrates sind in § 55 g Abc. 1 NGO sowie in 5 16 Abs. 1 
des Gebietsänderungsvertrages vom 06.02.1974 geregelt. 

Der Ortsrat ist neben den in 5 55 g Abc. 2 und 3 NGO bestimmten Anhörungsrechten zu 
den sich aus 5 16 Abs. 2 des Gebietsänderungsvertrages vom 06.02.1974 ergebenden 
Angelegenheiten zu hören. 

(4) Gemäß § 55 f Abs. 3 NGO wählt der Ortsrat die Ortsbürgermeisterin I den 
Ortsbürgermeister. Die Ortsburgermeisterinnen oder Ortsbürgermeister erfüllen 
folgende Hilfsfunktionen für die Verwaltung: Betreuung der öffentlichen Einrichtungen 
in den Ortschaften, soweit die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder ein 
Bediensteter der Stadtverwaltung nicht erreichbar ist. 



§ 7 
Beamtinnen und Beamte auf Zeit 

Außer der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die allgemeine Vertreterin oder der 
allgemeine Vertreter als Erste Stadträtin oder Erster Stadtrat in das Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen. 

Anregungen und Beschwerden 

(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des 5 22 C NGO von mehreren Personen 
bei der Stadt gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie 
gegenüber der Stadt vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können 
bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden. 

(2) Den Antragstelierinnen oder Antragstellern kann aufgegeben werden, den Antrag in der für 
eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl vorzulegen. 

(3) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforde~ngen der Absätze 1 und 2 
nicht entsprochen ist. 

(4) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt Helmstedt zum 
Gegenstand haben, ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten 
verstoßen. sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaitunasausschuss von der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder 
Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder 
~nreiungen noch Beschwerden zum lnhalt haben (z.B. Fragen, ~rk lä iun~en,  Absichten 
usw.). 

(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren 
Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens 
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits 
erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss 
übertragen, sofern nicht der Rat gem. g 40 Abc. 1 NGO ausschlleßiich zuständig ist. Der Rat 
und der Verwaltungsausschuss können Anregungen und Beschwerden zur Mitberatung an 
die zustandigen Fachausschüsse überweisen. 

§ 9 

Bekanntmachungen, Einwohne~ersammiungen 

(1) Satzungen und Verordnungen sowie der Flächennutzungsplan werden im amtlichen 
Verkündungsblatt des Landkreises Helmstedt, dem „Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt", 
bekanntgemacht. 



(2) Zeit und Ort der öffentlichen Rats-, Ortsrats- und Ausschusssitzungen werden in der 
Braunschweiger Zeitung - Helmstedter Nachrichten - bekanntgemacht. Die Tagesordnungen 
der Sitzungen werden in den Aushangkästen der Stadt Helmstedt veröffentlicht. 

(3) Sonstige Bekanntmachungen sowie Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe erfolgen, 
sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, durch Aushang in den Aushangkästen. Die 
Dauer des Aushanges beträgt eine Woche. Auf den einzelnen Bekanntmachungen sind der 
Zeitpunkt des Aushanges und der Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. 

(4) Sind Pläne, Karten, Zeichnungen oder andere Anlagen eine bekanntzumachende 
Angelegenheit bzw. Bestandteil einer bekanntzumachenden Angelegenheit oder eignet sich 
der bekanntzumachende Text wegen seines Umfanges nicht oder nicht in vollem Wortlaut 
zur Bekanntmachung, so kann diese durch Auslegung in einem Dienstgebäude der Stadt 
Helmstedt ersetzt werden. 

Auf die Auslegung ist unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung bei 
Bekanntmachungen nach Abc. 1 im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt, bei 
Bekanntmachungen nach Abs. 3 durch Aushang in den Aushangkästen hinzuweisen. Die 
Dauer der Auslegung beträgt zwei Wochen. soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die 
Ersatzbekanntmachung ist nur zulässig, wenn der Inhalt dieser Teile zugleich in der 
Rechtsvorschrifl in groben Zügen umschrieben wird. 

(5) Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die 
EinwohnerinnenlEinwohner durch Einwohnewersammlungen für die ganze Stadt, fur Teile 
des Stadtgebietes oder für Ortschaflen. Zeit, Ort und Gegenstand der 
Einwohne~ersammlungen sind mindestens zwei Wochen vor der Veranstaltung in der 
Braunschweiger Zeitung - Helmstedter Nachrichten - sowie in den Aushangkästen der Stadt 
Helmstedt öffentlich bekanntzumachen. 

5 10 

lnkrafttreten 

Die Hauptsatzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt 
Helmstedt vom 03.07.1997 außer Kraft. 

Helmstedt, den 'fY.12.2003 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 



Landkreis Helmstedt 
- Kommunalaufsicht - 

Genehmigt gem. § 7 Abs. 2 NGO. 

Helmstedt. den 23.12.2003 

Der Oberkreisdirektor 
Im Auftrage 

gez. Täger 

Kreisamtsrat 

(L.S.) 

ABI.-Nr. 54 vom 30.12.2003 



245. Bekanntmachung der 

Satzuna der Stadt Helmstedt 
s 

Ehrenbeamte und sonstiae ehrenamtlich Tätiae 

Aufgrund der 5s 6, 29, 39 Abs. 5 - 9, § 51 Abs. 6 und 55 f Abs. 3 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) sowie 5 12 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 
(NBrandSchG) hat der Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 18.12.2003 folgende 
Satzung beschlossen: 

1. 
Ratsmitalieder. Mitalieder der Ortsräte und nicht dem Rat anaehörende Ausschussmitalieder 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Die Ratsmitglieder, die Mitglieder der Ortsräte und die nicht dem Rat angehörenden Aus- 
schussmitglieder erhalten Entschädigungen nach Maßgabe dieser Satzung. Ratsmitglieder 
im Sinne dieser Satzung sind abweichend von § 31 Abs. 1 NGO die in den Rat der Stadt 
Helmstedt gewählten Ratsfrauen und Ratsherren. 

Die Entschädigungen umfassen: 

a) Aufwandsentschädigungen 

b) - Ersatz des Verdienstausfails 
- Pauschalstundensatz bei ausschließlicher Haushaltsführung 

C) Fahrkostenersatz 

d) Reisekostenvergütung 

§ 2 
Aufwandsentschädigungen 

(Monatsbeträge) 

(1) Die Ratsmitglieder der Stadt Helmstedt erhalten eine monatliche Aufwandsentschädi- 
gung in Höhe von 92,OO E. 

(2) Dielder 1. stellvertretende Bürgermeisterlin und die Fraktionsvorsitzenden erhalten ne- 
ben der Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 eine monatliche ~ufwandsentschädi- . . 

gung in Höhe von 138,OO E. 

Dielder 2. stellvertretende Bürgermeisterlin und die Beigeordneten erhalten neben der 
Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
92,OO E. 

(3) Die stimmberechtigten Mitglieder der Ortsräte erhalten monatlich folgende Aufwandsent- 
Schädigungen: 



Ortsrat Ortsrat 
Emmerstedt Barmke 

die Ortsbürgermeisterinnen oder die 78,OO E 60,OO E 
Ortsbürgermeister 

die 1. stellvertretenden Ortsbürgermeisterin- 30,50 E 24,OO E 
nen oder die 1. stellvertretenden Ortsbürger- 
meister 

die Ortsratsmitglieder 12,OO E 12,OO E 

Diese Beträge werden nicht nebeneinander gewährt. 

(4) Entschädigungen für mehrere der in Abs. 2 aufgeführten Funktionen innerhalb derselben 
Ratsvertretung sind aufeinander anzurechnen. Die Beträge nach den Abc. 1 und 3 wer- 
den nebeneinander gewährt. 

(5) Die Aufwandsentschädigungen nach den Abs. 1 - 3 werden unabhängig vom Beginn 
oder Ende der Tätigkeit jeweils für einen ganzen Kalendermonat gewährt. 

(6) Die Aufwandsentschädigungen ermäßigen sich auf die Hälfte, wenn die Aufgaben unun- 
terbrochen länger als drei Kalendermonate nicht wahrgenommen werden, mit Ablauf des 
3. Kalendermonats. 

(7) Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung entfällt bei Sitzverlust, Ruhen der Zugehörig- 
keit zum Rat und für die Dauer des Ausschlusses (§§ 37, 38 und 44 Abs. 3 NGO). In den 
Fällen des § 37 Abc. 1 Ziff. 1 NGO erfolgt keine Rückforderung der für den laufenden Ka- 
lendermonat gezahlten Beträge. 

5 3 
Aufwandsentschädigung 

(Sitzungsgelder) 

(1) Neben den Aufwandsentschädigungen nach § 2 erhalten die Ratsmitglieder für die Teil- 
nahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen sowie die Mitglieder der Ortsräte 
für die Teilnahme an Ortsrats- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe von 
9.00 E je Sitzung. Ratsmitglieder, die gem. § 55 f Abc. 2 NGO dem Ortsrat mit beraten- 
der Stimme angehören, erhalten bei Teilnahme ebenfalls ein Sitzungsgeld von 9,00 E je 
Sitzung des Ortsrates. Für jede im Rat der Stadt vertretene Fraktion werden jedoch 
höchstens bis zu 35, in den Ortsräten bis höchstens 15 Fraktionssitzungen jährlich ent- 
schädigt. 

(2) Für eine Rats-, Ortsrats- bzw. Ausschusssitzung, die eine Sitzungsdauer von sechs 
Stunden überschreitet, wird ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. 

(3) Finden an einem Tage mehrere Rats-, Ortsrats- bzw. Ausschusssitzungen statt, wird ein 
weiteres Sitzungsgeld nur gewährt, wenn die Gesamtsitzungsdauer mehr als sechs 
Stunden beträgt. 



§ 4 
Ersatz des Verdienstausfalles 

Neben der Aufwandsentschädigung (Monatsbetrag und Sitzungsgeld) wird der nachgewie- 
sene Verdienstausfall erstattet. Wer ausschließlich einen Haushalt führt und keinen Ver- 
dienstausfall geltend macht, hat Anspruch auf die Zahlung eines Pauschalstundensatzes. 

Der Höchstbetrag für den Verdienstausfall wird auf 25,00 E pro Stunde und 120,OO € je  Tag 
festgesetzt. Der Pauschalstundensatz beträgt 15,OO € und wird auf die Zeit von 10.00 - 
18.00 Uhr begrenzt. 

§ 5 
Fahrkostenersatz 

(1) Die Mitglieder des Rates erhalten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder 
eines privaten Kraftfahrzeuges für Fahrten innerhalb des Gemeindegebietes monatlich 
folgende Fahrkostenpauschalen: 

1. stellvertretende Bürgermeisterin oder 1. stellvertretender Bürgermeister 15.00 E 

2. stellvertretende Bürgermeisterin oder 2. stellvertretender Bürgermeister 12,OO E 

die Fraktionsvorsitzenden 15,OO E 

die Beigeordneten 12,OO E 

die übrigen Ratsmitglieder 6,00 E 

(2) Die stimmberechtigten Mitglieder der Ortsräte Emmerstedt und Barmke erhalten folgen- 
de Fahrkostenpauschalen monatlich: 

Ortsbürgermeisterin oder Ortsbürgermeister 12,OO E 

die übrigen Mitglieder der Ortsräte 6,00 € 

(3) Die in Abc. 1 und 2 festgelegten Durchschnittssätze (Pauschalen) gelten zugleich als 
Höchstsätze. § 2 Abc. 4 gilt entsprechend. 

(4) Für die Gewährung, Ermäßigung und Rückforderung der Fahrkostenpauschale gilt 5 2 
Abs. 5 - 7 entsprechend. 

5 f? 
Ausschluss der Ubertragbarkeit 

Die Ansprüche nach den 2 - 5 sind nicht übertragbar. 

§ 7 
Reisekostenvergütung 

(1) Die Mitglieder des Rates, die Mitglieder der Ortsräte und die nicht dem Rat angehören- 
den Ausschussmitglieder erhalten bei einer außerhalb des Stadtgebietes durchgeführten 
Dienstreise Reisekosten nach den in Niedersachsen geltenden reisekostenrechtlichen 
Bestimmungen. In Ausnahmefällen kann der Verwaltungsausschuss Abweichendes be- 
schließen. 



(2) Dienstreisen genehmigt der Rat oder der Verwaltungsausschuss. In dringenden Fällen 
kann der Bürgermeister die Genehmigung erteilen; dem Verwaltungsausschuss ist nach- 
träglich von der Genehmigung Kenntnis zu geben. 

(3) Neben der Reisekostenvergütung kommt die Zahlung von Sitzungsgeldern und Aus- 
lagen nicht in Betracht. 

5 8 
Ausschussrnitglieder, die nicht dem Rat angehören 

(1) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten eine Aufwandsentschädi- 
gung als Sitzungsgeld in Höhe von 15,OO 6. 

Die Fahrkostenpauschale beträgt für Mitglieder aus Helmstedt 1,50 € je  Sitzung, Mitglie- 
dern, die ihren Wohnsitz außerhalb Helmstedts haben, werden die tatsächlich entstan- 
denen Fahrkosten erstattet. Bei Benutzung eines privaten Personenkraftwagens gilt fj 7 
Abc. 1 Satz 1. 

(2) Finden zwei Sitzungen am gleichen Tagungsort (Gebäude) unmittelbar nacheinander 
statt, wird nur eine Fahrkostenpauschale gezahlt. 

(3) Mit der Zahlung des Sitzungsgeldes gelten - von dem Fahrkostenersatz und der Reise- 
kostenvergütung abgesehen - alle Ausgaben als abgegolten. 

II. 
1 

5 9 
Stadtbrandrneisterin, Stadtbrandrneister und sonstige irn Feuerschutz 

ehrenamtlich tätige Personen 

(1) Aufwandsentschädigungen erhalten monatlich: 

Stadtbrandmeisterin oder Stadtbrandmeister 110,50 € 

Vertreterin oder Vertreter der Stadtbrandmeisterin bzw. des 
Stadtbrandmeisters 5500 E 

Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister der Ortsfeuerwehr 
Helmstedt 57,50 E 

Vertreterin oder Vertreter der Ortsbrandmeisterin bzw. des 
Ortsbrandmeisters der Ortsfeuerwehr Helmstedt 28,50 E 

Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister der Ortsfeuerwehr 
Emmerstedt 

Vertreterin oder Vertreter der Ortsbrandmeisterin bzw. des 
Ortsbrandmeisters der Ortsfeuerwehr Emmerstedt 21,OO E 

Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister der Ortsfeuerwehr Barrnke 42,50 € 



Vertreterin oder Vertreter der Ortsbrandrneisterin bzw. des 
Ortsbrandmeisters der Ortsfeuerwehr Barmke 

Sicherheitsbeauftragte oder -beauftragter der Ortsfeuerwehr Helmstedt 
- sofern nicht hauptamtlich - 

Sicherheitsbeauftragte oder -beauftragter der Ortsfeuerwehr Emmerstedt 

Sicherheitsbeauftragte oder -beauftragter der Ortsfeuerwehr Barmke 

Gerätewartin oder Gerätewart, sofern nicht hauptamtlich 
- Grundbetrag - 
Steigerung je Feuerwehrfahrzeug 

Stadtjugendfeuerwehrwart 

Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart der Ortsfeuerwehr 
Helmstedt 

Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart der Ortsfeuerwehr 
Emrnerstedt 

Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart der Ortsfeuerwehr 
Barmke 

AtemschutzgeräteWartin oder Atemschutzgerätewart der Ortsfeuerwehr 
Barmke 15.00 E 

Atemschutzgerätewartin oder Atemschutzgerätewart der Ortsfeuerwehr 
Emrnerstedt 15,OO E 

(2) Die Aufwandsentschädigung entfällt, wenn die Aufgaben ununterbrochen Iänger als drei 
Kalendermonate nicht wahrgenommen werden, mit Ablauf des 3. Kalendermonats. 

Die Regelung gilt entsprechend bei Verhinderung der jeweiligen Vertreterin bzw. des 
Vertreters. 

(3) Nehmen die in Abs. 1 aufgeführten Vertreterinnen und Vertreter ihre Funktion ununter- 
brochen (außer Erholungsurlaub) länger als drei Kalendermonate wahr, erhalten sie für 
die darüber hinausgehende Zeit % der Aufwandsentschädigung der bzw. des zu Vertre- 
tenden. Eine an die Vertreterin oder den Vertreter bereits nach dieser Satzung zu zah- 
lende Entschädigung ist anzurechnen. 

(4) Der Höchstbetrag für den entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfall selbständig 
tätiger Feuerwehrmitglieder gern. § 12 Abs. 5 NBrandSchG wird auf 25,OO C je Stunde 
und 200,OO E je Tag festgesetzt. Nachgewiesene Aufwendungen für Kinderbetreuung 
gern. § 12 Abc. 6 NBrandSchG werden bis zu einem Höchstbetrag von 10,OO € je Stun- 
de und 30,OO E je Tag ersetzt. 

(5) Bei genehmigten Dienstreisen außerhalb des Stadtgebietes werden Reisekosten gemäß 
§ 7 Abs. 1 dieser Satzung gezahlt und der nachgewiesene Verdienstausfall erstattet. 
Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend. 

(6) Die Aufwandsentschädigungen werden monatlich im voraus gezahlt, und zwar unab- 
hängig vom Beginn und Ende der Tätigkeit für einen ganzen Kalendermonat. 



5 10 
Archiv 

(1) Die Archivarin oder der Archivar erhält für ihre bzw. seine Tätigkeit eine Aufwandsent- 
schädigung in Höhe von 172,OO E monatlich. 

(2) Die Aufwandsentschädigung entfällt, wenn die Aufgaben ununterbrochen länger als drei 
Kalendermonate nicht wahrgenommen werden, mit Ablauf des 3. Kalendermonats. 

(3) Die Aufwandsentschädigung ist monatlich im voraus zahlbar, und zwar unabhängig vom 
Beginn und Ende der Tätigkeit, jeweils für einen ganzen Kalendermonat. 

5 11 
lnkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2004 in Kraft. 

Die Satzung der Stadt Helmstedt über die Zahlung von Entschädigungen an Ratsherren, 
Mitglieder der Ortsräte, Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich Tätige vom 29.1 1.1979 
sowie die I,, 4. und 5. Änderungssatzung vom 15.12.1983, 16.12.1988, 14.07.1994 treten 
mit dem gleichen Tage außer Kraft. 

gez. Eisermann 

Bürgermeister 

AB1.-Nr. 54 vom 30.12.2003 



246. Öffentliche Bekanntmachung 
des Beschlusses über die Jahresrechnung 2002 

des Landkreises Helmstedt 

Der Kreistag des Landkreises Helmstedt hat in seiner Sitzung am 19.12.2003 fol- 
gende Beschlüsse gefaßt: 

„Der Kreistag beschließt über die Jahresrechnung einschließlich der Jahresab- 
schlüsse für das Kreiskrankenhaus und der Kreisvolkshochschule für das Haus- 
haltsjahr 2002. 
Er erteilt dem damaligen Oberkreisdirektor und jetzigen Landrat für die Führung 
der Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr 2002 gemäß 5 65 NLO in Verbindung 
mit 5 101 NGO Entlastung." 

Die Jahresrechnung 2002 und der Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung ein- 
schließlich der Jahresabschlüsse für das Kreiskrankenhaus St. Marienberg und der 
Kreisvolkshochschule sowie der um die Stellungnahme des Landrates (ehemals 
Oberkreisdirektor) ergänzte Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen vom 
12.01.2004 bis 16.01.2004 und vom 19.01.2004 bis 20.01.2004 während der Dienst- 
stunden (Montag bis Donnerstag von 07.00 Uhr bis 15.30 Uhr sowie Freitag von 
07.00 Uhr bis 12.30 Uhr) beim Landkreis Helmstedt in Helmstedt, Südertor 6, Zim- 
mer 219,220 und 221 zur Einsichtnahme aus. 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Helmstedt, den 23.1 2.2003 

Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 

gez. Kilian 

(Kilian) 

ABI.-Nr. 54 vom 30.12.2003 
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247. Bekanntmachung der 

 
Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Helmstedt 

 
 
Aufgrund der §§ 7 und 9 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in der Fassung 
vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom 
20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 701) und des § 15 des Gesetzes zur Förderung der Kreislauf-
wirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. S. 2705), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 21.08.2002 (BGBl. I S. 3322), in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des 
Niedersächsischen Abfallgesetzes (NAbfG) in der Fassung vom 14.07.2003 (Nds. GVBl. 
S. 273), hat der Kreistag des Landkreises Helmstedt in seiner Sitzung am 19.12.2003 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Grundsatz 

 

(1) Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger entsorgt der Landkreis Helmstedt 
- nachfolgend Landkreis genannt - die in seinem Gebiet angefallenen und überlasse-
nen Abfälle nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-
/AbfG) sowie des Nds. Abfallgesetzes (NAbfG) nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Der Landkreis betreibt die Abfallentsorgung als öffentliche Einrichtung. Er kann sich 
dabei ganz oder teilweise Dritter bedienen. 

(3) Die Städte, Gemeinden und Samtgemeinden unterstützen den Landkreis bei der Erfül-
lung seiner Aufgaben. Sie leisten gegen Erstattung ihrer Kosten Verwaltungshilfe gem. 
§ 6 Abs. 1 NAbfG. 

(4) Die öffentliche Einrichtung besteht aus folgenden wesentlichen Teilen: 
• Fuhrpark der Städtereinigung West Nolting GmbH & Co. KG und der Pape Ent-

sorgung GmbH & Co. KG etc. 
• Deponien der Landkreise Gifhorn und Wolfenbüttel  
• Deponie der Norddeutsche Gesellschaft zur Ablagerung von Mineralstoffen mbH 

(Norgam) 
• ehemalige Hausmülldeponie Süpplingen 
• Kompostwerk der Terrakomp GmbH 
• Thermische Restabfallvorbehandlungsanlage der BKB AG 
• Müllumschlagstation der Städtereinigung West Nolting GmbH & Co. KG 
• Zwischenlager für verunreinigten Boden 
 

sowie aller zur Erfüllung der in Abs. 1 beschriebenen Aufgaben notwendigen Personen 
und Sachen beim Landkreis und dessen Beauftragten. 
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§ 2 
Umfang der Entsorgungspflicht 

 
(1) Die Abfallentsorgung umfasst die Abfallverwertung im Sinne der §§ 4 - 7 KrW-/AbfG 

und die Abfallbeseitigung nach Maßgabe der §§ 10 - 12 KrW-/AbfG sowie alle hierzu 
erforderlichen Maßnahmen. Die Abfallberatung nach § 4 ist Teil der Abfallentsorgung. 

(2) Die Abfallentsorgung erfasst alle angefallenen und zu überlassenden Abfälle aus pri-
vaten Haushaltungen und die angefallenen und zu überlassenden Abfälle zur Beseiti-
gung aus anderen Herkunftsbereichen. Dazu gehören auch die verbotswidrig lagern-
den Abfälle gemäss § 10 Abs. 1 NAbfG, soweit sie nach Art und Menge den in priva-
ten Haushaltungen anfallenden Abfällen entsprechen. Darüber hinaus erfasst die Ab-
fallentsorgung auch Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit 
sie dem Landkreis überlassen werden. 

(3) Der Ausschluss von Abfällen wird wie folgt geregelt: 
1. Von der Abfallentsorgung insgesamt sind die in der Anlage 1 zu dieser Satzung 

aufgeführten Abfälle ausgeschlossen. 
Sofern Abfälle nach Satz 1 in Haushaltungen anfallen, sind sie nicht von der Abfall-
entsorgung ausgeschlossen und entsprechend § 10 Abs. 2 zu entsorgen. 

2. Eine Entsorgung der in der Anlage 1 mit „E“ gekennzeichneten Abfälle kann nur auf 
Antrag im Einzelfall mit Zustimmung des Landkreises erfolgen. Der Abfallerzeuger 
hat auf seine Kosten durch Stellungnahme eines unabhängigen Gutachters nach-
zuweisen, dass der Abfall auf einer vom Landkreis nutzbaren Abfallentsorgungsan-
lage entsorgt werden kann. Der Transport zu dieser Abfallentsorgungsanlage geht 
zu Lasten des Abfallerzeugers. 

3. Besonders überwachungsbedürftige Abfälle entsprechend § 10 sind insoweit nicht 
ausgeschlossen, als sie in Haushaltungen anfallen. 

(4) Vom Einsammeln und Befördern sind die in der Anlage 2 zu dieser Satzung aufgeführ-
ten Abfälle ausgeschlossen. § 14 bleibt unberührt. 

(5) Außer den in Abs. 3 und Abs. 4 genannten Abfällen kann der Landkreis solche Abfälle 
im Einzelfall von der Entsorgung ausschließen, die der Landkreis nach ihrer Art, Men-
ge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgen 
kann. 

(6) Soweit Abfälle nach den Absätzen 3 und 5 von der Abfallentsorgung ausgeschlossen 
sind, ist der Besitzer zur Entsorgung dieser Abfälle verpflichtet. Bei Abfällen nach Ab-
satz 4 gilt gleiches für die Sammlung und den Transport. 

(7) Von der Abfallentsorgung insgesamt sind Verpackungsabfälle im Sinne der Verord-
nung über die Vermeidung von Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung) vom 
21.08.1998 (BGBl. I S. 2379) in der jeweils gültigen Fassung ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für Verkaufsverpackungen aus Papier, Pappe und Kartonagen. 

 
§ 3 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die Eigentümer bewohnter, bebauter, gewerblich oder landbaulich genutzter 

Grundstücke (Grundstückseigentümer) sind verpflichtet, ihre Grundstücke an die öf-
fentliche Abfallentsorgung anzuschließen (Anschlusszwang). Die Anschlusspflichti- 
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(2) gen und andere Abfallbesitzer, insbesondere Mieter und Pächter, haben die auf dem 

Grundstück oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle dem Landkreis nach Maßgabe 
dieser Satzung der öffentlichen Abfallentsorgung zu überlassen (Benutzungszwang), 
soweit die Überlassungspflicht gemäss § 13 Abs. 3 KrW-/AbfG nicht entfällt.  

(3) Grundstückseigentümern stehen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Woh-
nungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte gleich. Der Landkreis kann Wohnungs- und Grundstückseigentü-
mergemeinschaften den Grundstückseigentümern gleichstellen.  

(4) Auf schriftliche Anzeige wird der Anschlusspflichtige oder der Abfallbesitzer, sofern der 
jeweilige Anschlusspflichtige dieser Anzeige dem Landkreis gegenüber schriftlich zu-
gestimmt hat, vom Benutzungszwang befreit, wenn 

a) bei privaten Haushaltungen nachgewiesen wird, dass der Anzeigende in der 
Lage ist, den gesamten Abfall zur Verwertung in eigenen Anlagen auf dem an-
geschlossenen oder einem in seinem Besitz befindlichem Grundstück ord-
nungsgemäß und schadlos zu verwerten. 

b) bei Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen nachgewiesen 
wird, dass die Beseitigung in eigenen Anlagen erfolgt und überwiegend öffentli-
che Interessen eine Überlassung dieser Abfälle nicht erfordern. 

(4) Für die Anzeige und den Nachweis nach Abs. 3 sind die vom Landkreis zur Verfügung 
gestellten Formulare zu verwenden. Die Befreiung vom Benutzungszwang tritt mit dem 
Ablaufe des Tages ein, an dem der jeweilige Abfallbehälter von dem entsprechenden 
Grundstück abgeholt wurde. Es sei denn, der Landkreis widerspricht, weil der nach 
Abs. 3 erforderliche Nachweis nicht geführt wurde oder überwiegende öffentliche Inte-
ressen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
erfordern. Hierzu können Überprüfungen durch den Landkreis durchgeführt werden. 

(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt nicht für die nach § 2 Abs. 3 oder 5 ausge-
schlossenen Abfälle und für solche Abfälle, deren Beseitigung außerhalb von Abfall-
beseitigungsanlagen durch Rechtsverordnung zugelassen ist. 

(6) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeich-
nung jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. 

 
 

§ 4 
Abfallberatung 

 
Der Landkreis berät die Abfallbesitzer sowie die Anschluss- und Benutzungspflichtigen 
und informiert sie regelmäßig über Möglichkeiten zur Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen sowie über die Verwendung abfallarmer Produkte und Verfahren. Er kann sich bei 
der Wahrnehmung dieser Aufgabe Dritter bedienen. 
 
 

§ 5 
Abfalltrennung 

(1) Der Landkreis führt mit dem Ziel einer Abfallverwertung und einer Schadstoffminimie-
rung eine getrennte Entsorgung folgender Abfälle durch: 
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1. Kompostierbare Abfälle, § 6 
2. Weihnachtsbäume, § 6 
3. Altpapier, § 7 
4. Bauabfälle, § 8 
5. Sperrmüll, Altmetall, Elektroschrott § 9 
6. Kühl- und Gefriergeräte, § 9 
7. Problemabfälle aus Haushaltungen, § 10 
8. Altreifen 
9. Sonstiger Hausmüll, hausmüllähnlicher Gewerbeabfall (Restabfall), § 11 

(2) Für Verpackungsabfälle nach § 3 Abs. 2 der Verordnung über die Vermeidung von 
Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung - VerpackV) vom 21.08.1998 (BGBl. S. 
2379) in der jeweils gültigen Fassung stehen über das Duale System folgende Entsor-
gungseinrichtungen zur Verfügung: 
1. 90 l Kunststoffsäcke für Dosen, Kunststoffe, Getränkekartons und sonstige Leicht-

verpackungen, 
2. Depotcontainerstationen für Altglas, farblich getrennt. 
Die Entsorgung und Verwertung dieser Abfälle ist nicht Bestandteil der Abfallentsor-
gung im Landkreis. 

(3) Jeder Abfallbesitzer hat die in Abs. 1 genannten Abfälle getrennt bereitzuhalten und 
nach Maßgabe der §§ 6 bis 14 zu überlassen.  

 
§ 6 

Kompostierbare Abfälle 
(1) Kompostierbare Abfälle (Bio-Abfall) im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 1 sind bewegliche Sa-

chen nativ-organischen Ursprungs. Dazu gehören z. B. Gemüse-, Obst- und sonstige 
Speisereste sowie Grünabfälle. Nicht dazu gehören: 
- rohes Fleisch (auch von Fischen) und unbehandelte Knochen 

- Exkremente von Menschen (auch benutzte Einwegwindeln) und von Tieren 

(2) Abfälle nach Abs. 1 sind in den nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 zugelassenen grünen Bioab-
fallbehältern bereitzustellen. § 3 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) Sperrige Grünabfälle nach Abs. 1 sind Stämme, starke Äste sowie Baum- und 
Strauchschnitt, die aufgrund ihrer Größe oder Menge nicht in den dafür zugelassenen 
Behältern bereitgestellt werden können. Dieses Material kann im Einzelfall als Bündel 
oder als Einzelstücke am Tage der Biomüllabfuhr neben den Bioabfallbehältern be-
reitgestellt werden. Wurzelwerk wird von dieser Regelung nicht erfasst. 
Die Bündel sollten folgende Abmessungen und Gewichte nicht überschreiten: 
Länge: 100 cm, Durchmesser: 50 cm, Gewicht: 10 kg 
 
Einzelne Baumstämme bzw. starke Äste: 
Länge: 100 cm, Durchmesser 10 cm, Gewicht: 10 kg 
Die Bündel sollten mit einem Band aus verrottbarem Material (z. B. Paketband, Bast, 
etc.), keinesfalls jedoch mit Draht oder Kunststoffband, geschnürt werden. 

 

Für sperrige Grünabfälle, deren Gesamtmenge 1 m3 überschreitet, gelten § 2 Abs. 4 
und 6 sowie § 14 entsprechend. 
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(4) Für Weihnachtsbäume wird jährlich nach dem 06.01. eine gesonderte Weihnachts-

baumabfuhr durchgeführt. Die „abgeschmückten“ Weihnachtsbäume sind an den gem. 
§ 14 bekannt gegebenen Abfuhrtagen und Sammelstellen bereitzustellen. 

(5) Kompostierbare Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 
können beim Kompostwerk angeliefert werden. Kompostierbare Abfälle aus Kleingär-
ten/Schrebergärten können im Einzelfall nach vorheriger Terminabsprache entsorgt 
werden. 

 
§ 7  

Altpapier 
(1) Altpapier im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 3 ist Abfall aus Papier, wie Zeitungen, Zeitschrif-

ten, Pappe und andere nicht verschmutzte, ausschließlich aus Papier bestehende, 
bewegliche Sachen. 

(2) Altpapier ist dem Landkreis gebündelt oder in Pappkartons an den festgelegten Ab-
fuhrterminen zu überlassen. § 3 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz bleibt unberührt. 

 
 

§ 8 
Bauabfälle 

(1) Bauabfälle im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 4 sind Bauschutt, Straßenaufbruch und Erd-
aushub sowie Baustellenabfälle und sonstige Baureststoffe. 

(2) Bauabfälle sind dem Landkreis an den bekanntgegebenen Entsorgungsanlagen durch 
Übergabe an die von ihm Beauftragten zu überlassen. 

 
 

§ 9 
Sperrmüll/Elektroschrott 

(1) Sperrmüll im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 5 sind bewegliche Sachen, die selbst nach einer 
zumutbaren Zerkleinerung wegen ihrer Sperrigkeit, ihres Gewichtes oder ihrer Materi-
albeschaffenheit nicht in die vom Landkreis zur Verfügung gestellten Restabfallbehälter 
passen, diese beschädigen oder das Entleeren erschweren könnten.  
Die Einzelstücke dürfen höchstens ein Gewicht von 75 kg haben. Die Gewichtsbegren-
zung gilt nicht für Haushaltskoch- und -waschgeräte. Der haushaltsübliche Rahmen 
umfasst im Einzelfall grundsätzlich bis zu 5 m3 Sperrmüll pro Abfuhr sowie max. 3 Ab-
fuhren pro Jahr.  
Abfälle nach Satz 1 aus Industrie, Gewerbe aller Art, Handel, Handwerk, Geldinstitu-
ten, freiberuflichen Unternehmungen und öffentlichen Einrichtungen sind von der 
Sperrmüllabfuhr ausgenommen, sofern sie über den haushaltsüblichen Rahmen  
hinausgehen. Dies gilt auch für Sperrmüll aus Haushaltsauflösungen.  

(2) Soweit Altholz (im Sinne der Verordnung über die Entsorgung von Altholz (Altholzver-
ordnung) vom 15.08.2002 in der jeweils gültigen Fassung) nicht als Sperrmüll überlas-
sen wird, ist ein Entsorgungsunternehmen gegen Kostenerstattung zu beauftragen, 
dass das Altholz einer Entsorgungsanlage zuzuführen hat.  

(3) Kühl- und Gefriergeräte, Altmetalle sowie Elektroschrott (wie Geschirrspüler, Wasch-
maschinen, Wäscheschleudern und - trockner, Mikrowellen, E - Herde, Boi- 
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(4) ler, Dunstabzugshauben, Leuchtstofflampengehäuse) im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 5 

und 6 werden auf Anforderung gesondert entsorgt.  
(5) Sperrmüll wird auf Anforderung abgefahren. Die Sperrmüllabfuhr ist mit einer Sperr-

mülldoppelkarte zu beantragen. Der Abfuhrtermin wird schriftlich mitgeteilt.  
§ 12 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(6) Sperrmüll ist soweit möglich getrennt nach Materialien (Holz, Metall usw.) bereitzustel-
len. Sperrmüll ist so zu stapeln, zu bündeln oder in sonstiger Weise zu ordnen, dass 
die Strasse nicht verschmutzt wird, der fließende Verkehr nicht behindert wird und ein 
zügiges Verladen möglich ist. 

(7) Der Sperrmüll ist vom Benutzungspflichtigen wieder zu entfernen, wenn 
1. die  Abfuhr aus  einem von ihm zu vertretenden Grunde nicht erfolgen konnte oder 
2. die Abfuhr wegen vorübergehender Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspä-

tung oder Ausfall der Abfuhr, insbesondere infolge von Betriebsstörungen, behördli-
chen Verfügungen oder höherer Gewalt nicht möglich ist. 

Andere unzulässigerweise zur Sperrmüllabfuhr bereitgestellte Abfälle sind gleichfalls 
vom Benutzungspflichtigen umgehend zu entfernen und einer geordneten Entsorgung 
zuzuführen. 

(7) Für Sperrmüll, dessen Umfang über den in Absatz 1 und 2 genannten hinausgeht, gel-
ten § 2 Abs. 4 und § 14 entsprechend. 

 
§ 10 

Problemabfälle 
(1) Problemabfälle im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 7 sind schadstoffhaltige Abfälle aus Haus-

haltungen, die eine umweltschonende Abfallentsorgung erschweren oder gefährden. 
Dazu zählen z. B. Gifte, Laugen, Säuren, Farben, Reiniger, Polituren, teer- und ölhal-
tige Rückstände, Pflanzenschutzmittel und sonstige Chemikalien sowie Abfälle, die 
diese Stoffe enthalten. 

(2) Problemabfälle sind an den nach § 18 bekannt zugebenden Orten und Terminen dem 
Sammelfahrzeug des Landkreises oder nach Inbetriebnahme einer zentralen Sam-
melstelle auch dort zu überlassen. Die mobile Problemabfallsammlung findet mehr-
mals pro Jahr statt. Schadstoffhaltige Batterien sind entsprechend der Altbatteriever-
ordnung, in der jeweils gültigen Fassung, bei den mobilen Schadstoffsammlungen zu 
überlassen. 

 
§ 11 

Sonstiger Hausmüll, hausmüllähnlicher Gewerbeabfall (Restabfall) 
(1) Sonstiger Hausmüll und hausmüllähnlicher Gewerbeabfall im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 

9 sind alle sonstigen angefallenen und zu überlassenden Abfälle aus Haushaltungen 
und anderen Herkunftsbereichen, soweit sie nicht unter die §§ 6 - 10 fallen oder nach 
§ 2 Abs. 3 und 7 von der Entsorgung ausgeschlossen sind (Restabfall). 

(2) Restabfall ist in den nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 zugelassenen Abfallbehältern bereitzustel-
len. 
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§ 12 
Durchführung der Abfuhr 

(1) Restabfall nach § 11 und kompostierbare Abfälle nach § 6 werden 14-täglich im 
Wechsel abgefahren. Die für die Abfuhr vorgesehenen Wochentage werden gem. § 18 
dieser Satzung bekanntgegeben. Der Landkreis kann im Einzelfall oder für Abfuhrbe-
reiche einen längeren oder kürzeren Zeitraum für die regelmäßige Abfuhr festlegen. In 
diesem Fall gilt Satz 2 entsprechend. 

(2) Abfallbesitzer haben Restabfälle nach § 11 und kompostierbare Abfälle nach § 6 ge-
trennt in die nach § 13 zugelassenen und für das jeweilige Grundstück bereitgestellten 
Rest- bzw. Bioabfallbehälter einzufüllen. Das Einfüllen von Abfällen in anderen 
Grundstücken zugeordneten Behältern ist unzulässig. § 3 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) Die Rest- und Bioabfallbehälter sowie ggf. gebündelte Abfälle sind von dem Pflichtigen 
nach § 3 am Abfuhrtage rechtzeitig so bereitzustellen, dass das Entsorgungsfahrzeug 
auf öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden privaten Straßen an die Auf-
stellplätze und Ablageflächen heranfahren kann und das Laden sowie der Abtransport 
ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust möglich sind. Die Bereitstellung der Abfallbehäl-
ter etc. muss deutlich erkennbar sein, im Zweifelsfall wird von der Bereitstellung aus-
gegangen. 
Sind Strassen oder Plätze ganz oder teilweise für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
gesperrt oder aufgrund ihrer Breite, ihrer Beschaffenheit oder wegen Fehlens eines 
ausreichend bemessenen Wendeplatzes für die vom Abfuhrunternehmen eingesetzten 
Entsorgungsfahrzeuge nicht befahrbar, so haben die Benutzer die Rest bzw. Bioab-
fallbehälter sowie ggf. Bündel an eine durch die Sammelfahrzeuge erreichbare Stelle 
zu bringen. 
Die Aufstellung der Tonnen bzw. das Ablegen der Bündel muss so erfolgen, dass 
Fahrzeuge und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden. Weisungen des 
Landkreises bzw. der Beauftragten des Landkreises hinsichtlich der Aufstellplätze und 
Ablageflächen sind zu befolgen. Nach der Entleerung bzw. Abholung sind die Rest- 
bzw. Bioabfallbehälter unverzüglich zu entfernen und evtl. Verunreinigungen zu besei-
tigen. 
Des weiteren hat der Pflichtige nach § 3 darauf zu achten, dass nach Leerung die ihm 
im Abgabenbescheid zugeordneten Abfallbehälter auf das veranlagte Grundstück zu-
rück geholt werden. Im Falle eines Vertauschens ist der Landkreis umgehend zu in-
formieren. 

(4) Die zur Verfügung gestellten Rest- und Bioabfallbehälter - die Eigentum des beauf-
tragten Unternehmens sind - sind schonend und sachgemäß zu behandeln; Beschädi-
gungen oder Verluste sind dem privaten Abfuhrunternehmen unverzüglich anzuzei-
gen. Für Schäden an Abfallbehältern haftet der Anschluss- und Benutzungspflichtige, 
falls er nicht nachweist, dass ihn insoweit kein Verschulden trifft.  

(5) Die Rest- und Bioabfallbehälter sind stets verschlossen zu halten. Die Rest- und Bio-
abfallbehälter dürfen nur so befüllt werden, dass die Deckel noch gut schließen und 
eine spätere ordnungsgemäße Entleerung möglich ist, insbesondere ist ein Einstamp-
fen oder Einschlämmen nicht erlaubt. Entsprechende Weisungen des Landkreises 
bzw. der Beauftragten des Landkreises sind zu befolgen. 
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(6) Können die Rest- und Bioabfallbehälter bzw. Bündel etc. aus einem von dem An-

schluss- und Benutzungspflichtigen zu vertretenden Grund nicht entleert oder abge-
fahren werden, so erfolgt die Entleerung und Abfuhr am nächsten regelmäßigen Ab-
fuhrtag. 

(7) Bei vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Ausfäl-
len der Abfuhr, insbesondere infolge von Betriebsstörungen, behördlichen Verfügun-
gen oder höherer Gewalt hat der Anschluss- und Benutzungspflichtige keinen An-
spruch auf Schadensersatz bzw. Entschädigung. Sofern möglich, wird eine ausgefal-
lene Abfuhr nachgeholt; ansonsten erfolgt die Entleerung und Abfuhr am nächsten re-
gelmäßigen Abfuhrtag. 

(8) Der in zugelassenen Rest- und Bioabfallbehältern bzw. als Bündel etc. zur Abfuhr be-
reitgestellte Abfall geht mit dem Zeitpunkt der Entleerung in das Entsorgungsfahrzeug 
in das Eigentum des Landkreises über. Dritten ist ohne Genehmigung des Landkrei-
ses das Durchsuchen der Rest- und Bioabfallbehälter oder eine Entnahme von Ge-
genständen nicht gestattet. 

 
 

§ 13 
Zugelassene Abfallbehälter und deren Zuteilung 

(1) Nach Maßgabe der Abs. 2 bis 7 sind feste zugelassene Abfallbehälter: 
1. Restabfallbehälter mit 120 l, 240 l und 1.100 l Füllraum 
2. Bioabfallbehälter (grün) mit 120 l, 240 l Füllraum. 

(2) Der Landkreis stellt dem Anschluss- und Benutzungspflichtigen die zur Aufnahme des 
Abfalls vorgeschriebenen Abfallbehälter gem. Abs. 3 in ausreichender Zahl zur Verfü-
gung. Ausgabe, Austausch und Einziehung der Behälter erfolgt durch das mit der 
Durchführung der Abfallentsorgung beauftragte Unternehmen. 

(3) Der Anschluss- und Benutzungspflichtige wählt den/die für die zu erwartende Abfall-
menge als ausreichend anzusehenden nach Abs. 1 zugelassenen Abfallbehälter aus. 
Pro Grundstück muss mindestens ein Restabfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1 und min-
destens ein Bioabfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 2 bereitstehen. § 3 Abs. 3 und § 14 blei-
ben unberührt. 

(4) Anschlusspflichtige im Sinne von § 3 Abs. 1 und 2 dieser Satzung können sich auf 
schriftlichen Antrag mit bis zu zwei benachbarten Anschlusspflichtigen zusammen-
schließen. Der Antrag ist beim Landkreis unter der Angabe der vom Zusammen-
schluss erfassten Gebührenpflichtigen zu stellen. Die zusammenzuschließenden 
Grundstücke sollen nicht mehr als 200 m Luftlinie voneinander entfernt sein. Abs. 2 
Satz 1 findet in diesem Fall auf die übrigen Anschlusspflichtigen keine Anwendung. 

(5) Die Anschlusspflichtigen haben sicherzustellen, dass der gesamte auf dem ange-
schlossenen Grundstück anfallende Restabfall und der kompostierbare Abfall, soweit 
dieser nicht als Bündel im Sinne von § 6 Abs. 3 bereitgestellt wird, in den dafür zuge-
lassenen bereitgestellten Rest- sowie Bioabfallbehälter(n) untergebracht werden kann. 
Erforderlichenfalls sind weitere Rest- und Bioabfallbehälter beim Landkreis anzufor-
dern. Unterbleibt eine entsprechende Anforderung trotz vorhandenen Bedarfs, teilt der 
Landkreis dem Anschlusspflichtigen das notwendige Behältervolumen von Amts we-
gen zu. 
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(6) Die einmalige oder vorübergehende Benutzung von Rest- und/oder Bioabfallbehältern 

(z. B. bei Veranstaltungen und dergleichen) ist möglich. Die Bereitstellung kann - unter 
Angabe eines Stellplatzes - auch von Personen beantragt werden, die nicht Eigentü-
mer eines Grundstückes sind. Auf sie finden die Vorschriften dieser Satzung entspre-
chende Anwendung. Eine Benutzung von Rest- und/oder Bioabfallbehältern, die über 
den Zeitraum von einem Monat nicht hinausgeht, gilt als vorübergehende Benutzung. 

(7) Auf Wunsch stellt die Firma Städtereinigung West als beauftragter Dritter verschließ-
bare Rest- und Bioabfallbehälter sowie verursacherbezogene Abrechnungsmöglichkei-
ten bei Mehrfamilienhäusern, sobald diese Abrechnungsmöglichkeit dauerhaft einsatz-
fähig ist, zur Verfügung und rechnet diese unabhängig von dieser Satzung und der Ab-
fallgebührensatzung mit dem jeweiligen Auftraggeber ab. 

 
 

§ 14 
Anlieferung bei den Abfallentsorgungsanlagen 

(1) Besitzer von Abfällen nach den §§ 2 Abs. 4, 6 Abs. 3, 8 und § 9 Abs. 7 haben diese im 
Rahmen ihrer Verpflichtungen nach § 3 selbst oder durch Beauftragte nach Maßgabe 
der jeweiligen Benutzungsordnung zu den vom Landkreis betriebenen oder ihm zur 
Verfügung stehenden Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. Der Transport hat in ge-
schlossenen oder gegen Verlust des Abfalls in sonstiger Weise gesicherten Fahrzeu-
gen zu erfolgen. § 49 KrW-/AbfG ist zu beachten. 

(2) Die Benutzung der dem Landkreis zur Verfügung stehenden Abfallentsorgungs- anla-
gen wird durch die für die jeweilige Anlage geltenden Benutzungs- und Betriebsord-
nung geregelt. Die Benutzungsordnung kann, soweit es der ordnungsgemäße Betrieb 
der Anlage erfordert, Beschränkungen dahin gehend festlegen, dass die Anlieferung 
bestimmter Teilmengen nach zeitlichen Vorgaben zu erfolgen hat. 

(3) Kleinmengenanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis ca. 400 l) von Abfällen nach 
§ 11 mit Wertstoffen gem. § 5 Abs. 1 Ziffer 3 sowie § 5 Abs. 2 sind vor Ort in die dafür 
vorgesehenen Container auf der Müllumschlagstation bzw. TRV zu füllen. 

 Kleinmengenanlieferungen von Abfällen gem. § 5 Abs. 1 Ziffer 1 bis max. 1 m3 sind in 
die dafür vorgesehenen Container im Kompostwerk zu füllen. 

(4) Die Abfälle sind gem. § 5 Abs. 3 1. Halbsatz nach Abfallarten getrennt anzuliefern.  
(5) Eine Anlieferung von entsorgungspflichtigen und zugelassenen im Landkreis angefal-

lenen Abfällen an Abfallentsorgungsanlagen kann nur nach vorherigem Entsorgungs-
antrag und daraufhin ergangener Zuweisung (Annahmeerklärung) durch den Land-
kreis erfolgen. Der Entsorgungsantrag ist unter Benutzung des Vordrucks des Verein-
fachten Entsorgungsnachweises zu stellen. Private Abfallerzeuger sind mit Ausnahme 
von Abfällen, die auf der Deponie für Massenabfälle Alversdorf entsorgt werden sollen, 
von dieser Verpflichtung befreit. Sollte für die Entsorgung von Abfällen ein Vereinfach-
ter Entsorgungsnachweis nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz in Verbin-
dung mit der Verordnung über Verwertungs- und Beseitigungsnachweise erforderlich 
sein, erübrigt sich ein Entsorgungsantrag. 
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§ 15  

Modellversuche 
Zur Erprobung neuer Einsammlungs-, Beförderungs-, Behandlungs- oder Entsorgungssys-
teme kann der Landkreis Modellversuche mit örtlich und zeitlich begrenzter Wirkung ein-
führen. 

 

§ 16 
Anzeige- , Auskunfts und Duldungspflicht 

(1) Der Anschlusspflichtige hat dem Landkreis für jedes anschlusspflichtige Grundstück 
das Vorliegen, den Umfang sowie jede Veränderung der Anschlusspflicht innerhalb ei-
nes Monats schriftlich anzuzeigen. Wechselt der Grundstückseigentümer, sind sowohl 
der bisherige als auch der neue Eigentümer zur Anzeige verpflichtet. 

(2) Anschluss- und Benutzungspflichtige sind dem Landkreis zur Auskunft über Art, Be-
schaffenheit, Menge und Herkunft des zu entsorgenden Abfalls verpflichtet und haben 
über alle Fragen Auskunft zu erteilen, die die Abfallentsorgung und Gebührenberech-
nung betreffen. 

(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Ab-
fälle anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen zur Erfassung notwendiger Behältnisse 
sowie das Betreten des Grundstückes zum Zwecke des Einsammelns und zur Über-
wachung der Getrennthaltung nach § 5 Abs. 3 und der Verwertung von Abfällen nach 
§ 3 Abs. 3 zu dulden. 

 
 

§ 17 
Gebühren 

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung erhebt der Land-
kreis zur Deckung des Aufwands Gebühren nach Maßgabe einer besonderen Satzung 
(Abfallgebührensatzung). 

 
 

§ 18 
Bekanntmachungen 

Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen des Landkreises erfolgen im 
Amtsblatt des Landkreises Helmstedt. Sie können außerdem in regelmäßig erscheinenden 
Druckschriften und in ortsüblicher Weise in den kreisangehörigen Gemeinden veröffent-
licht werden. Örtlich begrenzte Hinweise werden in Abstimmung mit dem Landkreis von 
den Gemeinden veröffentlicht. 
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§ 19 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 7 Abs. 2 der Niedersächsischen Landkreisordnung 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 2 Abs. 3 oder Abs. 7 dem Landkreis Abfälle überlässt, die von der 

Entsorgungspflicht ausgeschlossen sind, 
2. entgegen § 3 Abs. 1 als Eigentümer bewohnter, bebauter, gewerblich oder land-

baulich genutzter Grundstücke dieses Grundstück nicht an die öffentliche Abfall-
entsorgung anschließt oder als Besitzer von Abfällen diese der öffentlichen Abfall-
entsorgung nicht überlässt, 

3. entgegen § 9 Abs. 6 herausgestellten Sperrmüll oder andere unzulässigerweise 
zur Sperrmüllabfuhr bereitgestellte Abfälle nicht wieder von den öffentlichen Ver-
kehrsflächen entfernt, 

4. entgegen § 10 Abs. 2 Problemabfälle über die Rest- oder Bioabfallbehälter ent-
sorgt, 

5. entgegen § 11 Abs. 2 Abfälle, die vom Landkreis einzusammeln und zu befördern 
sind, nicht in dafür zugelassenen Restabfallbehältern bereitstellt, 

6. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 1 Abfälle nicht nach Bio-Abfall und Restabfall getrennt 
in die bereitgestellten Abfallbehälter einfüllt, 

7. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 2 Abfälle in anderen Grundstücken zugeordnete Ab-
fallbehälter einfüllt, 

8. entgegen § 12 Abs. 3 Satz 7 und 8 nicht darauf achtet, dass nach Leerung die ihm 
im Abgabenbescheid zugeordneten Abfallbehälter auf das veranlagte Grundstück 
zurück geholt werden und/oder im Falle eines Vertauschens der Landkreis umge-
hend informiert wird, 

9. entgegen § 13 Abs. 3 einen festen Restabfallbehälter und mindestens einen fes-
ten Bioabfallbehälter pro Grundstück nicht bereitstellt, 

10. entgegen § 13 Abs. 5 nicht sicherstellt, dass der gesamte auf dem angeschlosse-
nen Grundstück anfallende Restabfall und der kompostierbare Abfall, soweit die-
ser nicht als Bündel im Sinne von § 6 Abs. 3 bereitgestellt wird, in den dafür zuge-
lassenen bereitgestellten Rest- sowie Bioabfallbehälter(n) untergebracht werden 
kann, 

11. entgegen § 14 Abs. 1 Abfälle nicht zu einer vom Landkreis betriebenen oder ihm 
zur Verfügung stehenden Abfallentsorgungs- oder -verwertungsanlage verbringt, 

12. entgegen § 16 Abs. 1 dem Landkreis Vorliegen und Umfang sowie Veränderungen 
der Anschlusspflicht nicht innerhalb eines Monats nach Eintritt dieser Tatbestände 
anzeigt, 

13. entgegen § 16 Abs. 2 seiner Auskunftspflicht nicht nachkommt, 
14. entgegen § 16 Abs. 3 das Aufstellen notwendiger Behältnisse sowie das Betreten 

des Grundstücks zum Zwecke des Einsammelns und zur Überwachung der Ge-
trennthaltung und Verwertung von Abfällen verweigert. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbusse bis zu 5.000,00 Euro geahndet wer-

den. 
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§ 20 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Helmstedt vom 

17.10.1997 in der Fassung der 9. Änderungssatzung vom 06.12.2002 außer Kraft. 
 
 
Helmstedt, den 19.12.2003 
 
 

Landkreis Helmstedt 
 
 
 gez. Kilian (L.S.) 
 
 Landrat 
 
 

 









etriebseigenen Abwasserbehandlung mit Ausnahme derjenigen. die unter 07 07 1 





Teilchen und Sfaub (einmhlieRllch KugelmOhlensfaub) mit Ausnahme derjenigen, die unter 10 03 

de nach dem Gießen 













E = Elnzelfallentscheldung 

DarOber hlnaus Ist Ablagerungsvoraussenung, dass elwaige Im gültigen 2ulassungskatalog der 
Planfeststellungsbeschlüsse festgelegte Grenzwerie elngehailen werden. 



- 602 - 
 

 

 
 
 
 

Anlage 2
 
Abfälle nach § 2 Abs. 4 
 
• Steine, Bauschutt, Bodenaushub sowie sonstige Gegenstände, die von der Menge her 

für eine Bereitstellung in Abfallbehältern nicht geeignet sind. 
 
• Abfälle aus Gewerbe- und Industriebetrieben, die der Landkreis nach ihrer Art und 

Menge nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgen kann. 
 
• Abfälle, die wegen ihrer Größe oder ihres Gewichtes nicht - und zwar auch nicht im 

Rahmen der Sperrmüllabfuhr (vgl. § 9) - befördert werden können. 
 
• Sperrmüll, der über den haushaltsüblichen Rahmen hinausgeht (§ 9 Abs. 1 und 2) 
 
• Sperrige Grünabfälle, soweit sie die in § 6 Abs. 3 genannten Abmessungen bzw. Ge-

wichte oder die Gesamtmenge überschreiten. 
 
• Reifen mit und ohne Felgen 
 
 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 54 vom 30.12.2003 
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248.  Bekanntmachung der 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung 
im Landkreis Helmstedt  

 
Aufgrund der §§ 5, 7 und 9 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in der Fas-
sung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes 
vom 20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 701) und des § 12 des Niedersächsischen Abfallgesetzes 
(NAbfG) in der Fassung vom 14.07.2003 (Nds. GVBl. S. 273) in Verbindung mit den §§ 4 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 
11.02.1992 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch Art. 13 des Gesetzes vom 
20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 701) und des § 15 des Gesetzes zur Förderung der Kreislauf-
wirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. S. 2705), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 21.08.2002 (BGBl. I S. 3322) sowie § 17 der Satzung über die Ab-
fallentsorgung im Landkreis Helmstedt vom 19.12.2003 hat der Kreistag des Landkreises 
Helmstedt in seiner Sitzung am 19.12.2003 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Grundsatz 

Für die Inanspruchnahme der einheitlichen öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung er-
hebt der Landkreis Helmstedt - nachfolgend Landkreis genannt - zur Deckung der Auf-
wendungen Benutzungsgebühren und Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen und 
sonstige Verwaltungstätigkeiten - nachfolgend Gebühren oder Gebühr genannt -. 
Die öffentliche Einrichtung besteht aus folgenden wesentlichen Teilen: 

• Fuhrpark der Städtereinigung West Nolting GmbH & Co. KG und der Pape Ent-
sorgung GmbH & Co. KG etc. 

• Deponien der Landkreise Gifhorn und Wolfenbüttel 
• Deponie der Norddeutsche Gesellschaft zur Ablagerung von Mineralstoffen mbH 

(Norgam) 
• ehemalige Hausmülldeponie Süpplingen 
• Kompostwerk der Terrakomp GmbH 
• Thermische Restabfallvorbehandlungsanlage der BKB AG 
• Müllumschlagstation der Städtereinigung West Nolting GmbH & Co. KG 
• Zwischenlager für verunreinigten Boden 
 

sowie aller zur Erfüllung der in Abs. 1 beschriebenen Aufgaben notwendigen Personen 
und Sachen beim Landkreis und dessen Beauftragten. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab 

(1) Bei der Entsorgung der anschlußpflichtigen Grundstücke liegen folgende Grundlagen 
der Gebührenbemessung zugrunde: 
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1. eine Grundgebühr für die nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Satzung über die Ab-
fallentsorgung im Landkreis Helmstedt (Abfallentsorgungssatzung) in der jeweils 
gültigen Fassung zugelassenen und regelmäßig zur Verfügung stehenden Rest- 
und Bioabfallbehälter. Diese Grundgebühr beinhaltet 13 Pflichtleerungen (Vier-
wochenrhythmus) für Restabfallbehälter und 26 Pflichtleerungen (Zweiwochen-
rhythmus) für Bioabfallbehälter im gesamten Kalenderjahr. Des weiteren wird in 
den von Satz 1 nicht erfaßten Fällen eine Grundgebühr bei tatsächlicher Inan-
spruchnahme der öffentlichen Einrichtung erhoben; 

2. eine Leistungsgebühr für die Restabfallsammlung, welche sich nach dem Ge-
wicht des durch die Benutzung des Restabfallbehälters entsorgten Restabfall be-
stimmt (Gewichtsgebühr); 

3. eine Leistungsgebühr für die Bioabfallsammlung, welche sich nach dem Gewicht 
des durch die Benutzung des Bioabfallbehälters entsorgten Bioabfall bestimmt 
(Gewichtsgebühr); 

4. eine Leerungsgebühr für jede zusätzliche über die in Nr. 1 genannte Anzahl hi-
nausgehende Leerung eines nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Abfallentsorgungssatzung 
zugelassenen und regelmäßig zur Verfügung stehenden Restabfallbehälters. 

Die in der in Nr. 1 aufgeführte Gebühr schließt die regelmäßige Abfuhr der getrennt 
und ungetrennt gesammelten Abfälle nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 und 9 der Abfallent-
sorgungssatzung ein, soweit nicht die Entsorgung der Abfälle mit den Gebühren nach 
Nr. 2 bis 4 erhoben wird. 
Bei Entstehung der Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres entspricht die An-
zahl der Pflichtleerungen eines Restabfallbehälters nach Nr. 1 dem Anteil an der 
Grundgebühr für den Restabfallbehälter. Ein Anspruch auf Erstattung von Gebühren 
für nicht in Anspruch genommene Pflichtleerungen besteht nicht.  

(2) Bei der einmaligen oder vorübergehenden Benutzung von Restabfallbehältern 
und/oder  Bioabfallbehältern  wird neben  der jeweiligen Leistungsgebühr nach Abs. 1 
Nr. 2 und/oder 3 mindestens  der Monatsbetrag  der Grundgebühr nach Abs. 1 Nr. 1 
erhoben. Des weiteren wird neben den in Satz 1 genannten Gebühren die Leerungs-
gebühr nach Abs. 1 Nr. 4 erhoben, wenn die Benutzung von Restabfallbehältern über 
einen Zeitraum von 14 Tagen hinausgeht. 

(3) Für das Aufstellen und das Austauschen jedes festen Abfallbehälter nach erfolgter 
erstmaliger Ausstattung des Grundstücks, sofern dieses vom Anschlußpflichtigen im 
Sinne von § 3 der Abfallentsorgungssatzung veranlaßt wurde, wird eine Behälteraus-
tauschgebühr erhoben. Im Falle eines defekten Abfallbehälters, eines Diebstahls oder 
eines Abhandenkommens bzw. bei Beschädigungen aufgrund von höherer Gewalt 
wird keine Gebühr erhoben. 

(4) Bei der Anlieferung von Restabfall, Altreifen und Nachtspeicheröfen mit asbesthaltigen 
Elementen zur Umschlagstation in Helmstedt oder einer dem Landkreis zur Verfügung 
stehenden Abfallentsorgungseinrichtung und bei Anlieferung von kompostierbaren Ab-
fällen zum Kompostwerk bilden die Grundlagen der Gebührenbemessung  

a) das Gewicht des angelieferten Abfalls. Ist eine Verwiegung nicht möglich, wird 
eine Gebühr je angefangenen Kubikmeter erhoben, wobei die Menge vom Per-
sonal der jeweiligen Annahmestelle geschätzt wird, 
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b) für ölverunreinigten Boden und verbrauchten Ölbinder, die angelieferte Liter-
menge, 

c) für Altreifen die Größe und Anzahl der angelieferten Altreifen, 
d) für Nachtspeicheröfen mit asbesthaltigen Elementen die Leistung in Kilowatt 

und Anzahl der angelieferten Nachtspeicheröfen. 
(5) Bei der Zwischenlagerung von verunreinigtem Boden werden das Volumen in Kubik-

meter und der Zeitraum der Inanspruchnahme des Zwischenlagers der Gebührenbe-
messung zugrunde gelegt. 

(6) Bei der Vornahme einer Wiegung für Dritte in der Müllumschlagstation wird die Anzahl 
der Wiegungen der Gebührenbemessung zugrunde gelegt. 

(7) Bei der Inanspruchnahme von Big Bags für die Anlieferung von Asbestzementproduk-
ten etc. wird die Anzahl und die Art der Big Bags der Gebührenbemessung zugrunde 
gelegt. 

(8) Für die Erteilung einer Annahmeerklärung auf Vereinfachte Entsorgungsnachweise 
nach der Verordnung über Verwertungs- und Beseitigungsnachweise (Nachweisver-
ordnung) vom 10.09.1996 in der jeweils gültigen Fassung und auf Entsorgungsanträge 
werden Gebühren erhoben. Der Gebührenbemessung liegen hierbei die Antrags- und 
Nachweisart sowie die Gültigkeitsdauer (Laufzeit) zugrunde. 

 
§ 3 

Gebührensätze 
(1) Die monatliche Grundgebühr nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 beträgt 

• je 120 l und 240 l Restabfallbehälter  10,00 Euro, 

• je 1.100 l Restabfallbehälter 20,00 Euro, 

• im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 10,00 Euro. 
 

(2) Die Leistungsgebühren nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 betragen 

• für die Restabfallsammlung 0,31 Euro pro kg, 

• für die Bioabfallsammlung 0,29 Euro pro kg, 
des von der Sammelfahrzeugwaage registrierten Gewichts an Restabfall und Bioabfall 
(Gewichtsgebühr), sofern nicht die in Abs. 2 a genannten Regelungen greifen. 

(2a) Werden bei einer Leerung eines 120 l oder 240 l Abfallbehälters folgende Gewichte 
festgestellt, so werden für diese Leerungen folgende pauschale Gebührensätze erho-
ben: 

 
 Restabfall: 
 bis zu 2,5 kg 0,78 Euro 
 über 200 kg  62,00 Euro 
 
 Bioabfall: 
 bis zu 2,5 kg 0,73 Euro 
 über 200 kg 58,00 Euro 
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Werden bei einer Leerung eines 1.100 l Restabfallbehälters folgende Gewichte fest-
gestellt, so werden für diese Leerungen folgende pauschale Gebührensätze erhoben: 

 
 unter 50 kg 7,75 Euro 
 über 600 kg 186,00 Euro 
 
(3) Die Leerungsgebühr nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 beträgt 10,00 Euro pro Leerung. 

(4) Hat die Sammelfahrzeugwaage das Gewicht für eine Leerung offenbar nicht richtig 
oder überhaupt nicht angezeigt oder gehen die ermittelten Daten verloren, so wird für 
diese Leerung das Durchschnittsgewicht der letzten drei Leerungen als Grundlage für 
die Gewichtsberechnung nach Abs. 2 festgesetzt. Sind für den betreffenden Restab-
fallbehälter oder für den betreffenden Bioabfallbehälter drei Leerungen noch nicht re-
gistriert, so wird das Durchschnittsgewicht der nachfolgenden drei gewichtsmäßig ver-
buchten Leerungen zugrunde gelegt.  

(5) Die Behälteraustauschgebühr pro Austausch nach § 2 Abs. 3 beträgt 10,00 Euro. 
(6) Für die Selbstanlieferung von Abfällen zur Umschlagstation, einer dem Landkreis zur 

Verfügung stehenden Abfallentsorgungseinrichtung sowie zum Kompostwerk werden 
folgende Gebühren erhoben: 
I. TRV bzw. Umschlagstation: 

1. Hausmüll, Sperrmüll, hausmüllähnlicher Gewerbeabfall, Restabfall 
1.1 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 

   400 l und bis 400 kg*) von Abfällen aus Haushaltungen, 
   die nicht über die Hausmüll- und Sperrmüllsammlung 
   entsorgt werden können 
   pauschal  5,00 Euro 
  1.2 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
   400 l und bis 400 kg*) von Abfällen aus Haushaltungen  
   und aus anderen Herkunftsbereichen 
   pauschal 40,00 Euro 
  1.3 für Anlieferungen über 400 l und bis 400 kg* 
   pauschal 70,00 Euro 
  1.4 für Anlieferungen von mehr als 400 kg 
   je angefangene 20 kg 4,40 Euro 
  1.5 Kühltheken pro laufende m  50,00 Euro 

 
 2. Altreifen 

  2.1 Pkw-Reifen ohne Felge 3,00 Euro 
  2.2 Pkw-Reifen mit Felge 4,00 Euro 
  2.3 Lkw-Reifen bis 7,50 x 20 ohne Felge 8,00 Euro 
  2.4 Lkw-Reifen bis 7,50 x 20 mit Felge 12,00 Euro 
  2.5 Lkw-Reifen über 7,50 x 20 ohne Felge 15,00 Euro 
  2.6 Lkw-Reifen über 7,50 x 20 mit Felge 18,00 Euro 
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 3. Ölverunreinigter Boden und verbrauchter Ölbinder 
  (maximale Anliefermenge 0,5 Kubikmeter) 
  je Liter angelieferten Materials 1,25 Euro 

 
 4. Nachtspeicheröfen mit asbesthaltigen Elementen 

4.1 Nachtspeicherofen bis 4 kw - Leistung 25,00 Euro 
  4.2 Nachtspeicherofen bis 7 kw - Leistung 40,00 Euro 
  4.3 Nachtspeicherofen ab 7 kw - Leistung 50,00 Euro 
  4.4 Blockspeicheröfen je kw - Leistung 6,00 Euro 

 
 5. Die Selbstanlieferung folgender Abfälle ist gebührenfrei: 

  5.1 Kleinanlieferungen im Sinne von § 14 Abs. 3 der Abfallentsorgungssatzung 
von Wertstoffen wie z. B. Papier, Pappe, die nicht mit Restabfällen vermischt 
sind, sofern sie in die bereitgestellten Wertstoffcontainer entsprechend der 
vorgesehenen Fraktionen einsortiert werden. 

5.2 Kühl- und Gefriergeräte. 
 

 II. Abfallentsorgungseinrichtungen 
 Für Abfälle nach § 2 Abs. 3 Ziffer 2 und 3 der Abfallentsorgungssatzung, die 

direkt zu einer Entsorgungsanlage außerhalb des Landkreises verbracht 
werden, sind die Gebühren an den Landkreis Helmstedt und nicht auf der 
Anlage zu entrichten. Für derartige Abfälle beträgt die Gebühr 

  je angefangene 20 kg Abfall 4,40 Euro 
 III. Kompostwerk: 

 1. Im Kompostwerk verarbeitbare und verwertbare Abfälle nach § 6 Abs. 1 der 
Abfallentsorgungssatzung (kompostierbare Abfälle) 

  1.1 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
   400 l und bis 400 kg*) von Garten- und Parkabfällen 
   sowie allen anderen kompostierbaren Abfällen 
   pauschal 5,00 Euro 
  1.2 für Anlieferungen über 400 l und bis 400 kg* von 
   Garten- und Parkabfällen sowie allen anderen  
   kompostierbaren Abfällen, pauschal 15,00 Euro 
  1.3 für Anlieferungen von mehr als 400 kg von Garten- und 
   Parkabfällen und allen anderen kompostierbaren Abfällen 
   je angefangene 20 kg  2,60 Euro 
  1.4 für Kleinanlieferungen (kofferraumübliche Menge bis 
   400 l und bis 400 kg*) von organischer Abfall, der einer 
   besonderen Behandlung bedarf (z. B. Wurzelwerk) 
   pauschal 10,00 Euro 
  1.5 für Anlieferungen über 400 l und bis 400 kg* von  
   organischer Abfall, der einer besonderen Behandlung 
   bedarf (z. B. Wurzelwerk) 
   pauschal 20,00 Euro 
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  1.6 für Anlieferungen von mehr als 400 kg von organischer 
   Abfall, der einer besonderen Behandlung bedarf (z. B. 
   Wurzelwerk) 
   je angefangene 20 kg  3,10 Euro 
  1.7 mit Restabfall vermischte Grünschnittanlieferungen sind von der Annahme in 

dem Kompostwerk ausgeschlossen. 
* = Differenz  aus dem  unter  Einsatz der  vorhandenen  Fahrzeugwaage ermit-
telten Brutto- und Taragewicht 

 
(7) Ist eine Verwiegung nicht möglich, wird das angelieferte Volumen nach Maßgabe der 

folgenden Tabelle in Gewichtseinheiten umgerechnet. 
 1. Abfall nach Abs. 6, I, Nr. 1: 1 m3 loser Abfall = 400 kg 
   1 m3 verdichteter Abfall = 800 kg 
 2. Abfall nach Abs. 6, III, Nr. 1: 1 m3 Garten- und Parkabfälle (geschred- 

dert) = 300 kg 
   1 m3 alle anderen kompostierbaren Ab- 
   fälle (Abs. 6 Ziffer 1.4 - 1.6) = 600 kg 
(8) Für die Inanspruchnahme eines dem Landkreis zur Verfügung stehenden Zwischenla-

gers für verunreinigten Boden beträgt die Mindestgebühr pro Kubikmeter Containervo-
lumen (Wassermaß) und angefangenen Monat 12,00 Euro. Der Monat wird hierbei - 
unabhängig vom jeweiligen kalendarischen Einlieferungstag - mit 30 Tagen angesetzt. 

(9) Pro Wiegung für Dritte in der Müllumschlagstation wird eine Gebühr für die Inan-
spruchnahme der Waage von 10,00 Euro erhoben. 

(10)Für die Inanspruchnahme von Big Bags (bis max. 3 Stück pro Maßnahme) werden 
folgende Gebühren erhoben: 

• je Platten Big Bag (2,60 x 1,2 x 0,3 m) 20,00 Euro, 
• Big Bag für Restmaterialien (1,1 x 1,1 x 0,9 m) 15,00 Euro. 

(11)Die Gebühr je Annahmeerklärung des Abfallerzeugers/-entsorgers und Abfallart bei 
Entsorgungsanträgen und Vereinfachten Entsorgungsnachweisen beträgt 

• bei einem Abfallerzeuger und mit einer Laufzeit von max. 3 Jahren50,00 Euro 

• bei einem Abfallerzeuger und mit einer Laufzeit von max. 3 Monaten30,00 Euro 

• ohne konkrete Angabe eines Abfallerzeugers bzw. bei Sammelentsorgungs-
nachweisen und mit einer Laufzeit von max. 3 Jahren 125,00 Euro 

• je ausgegebenen Vordruck „Vereinfachten Entsorgungsnachweis“ 2,50 Euro 
 
 

§ 4 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist der Anschlusspflichtige im Sinne des § 3 der Abfallentsorgungs-
satzung. In den Fällen eines Zusammenschlusses im Sinne von § 13 Abs. 4 der Ab-
fallentsorgungssatzung haften neben dem gebührenpflichtigen Anschlußpflichtigen, 
der im Antrag benannt ist, auch die übrigen Anschlußpflichtigen. Mehrere Gebühren-
pflichtige sind Gesamtschuldner. Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Ge-
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bührenpflicht mit dem Beginn des auf den Übergang folgenden Tages auf den neuen 
Verpflichteten über. 

(2) Gebührenpflichtig sind bei der einmaligen oder vorübergehenden Benutzung von 
Rest- oder Bioabfallbehältern nach § 2 Abs. 2 die Benutzer. 

(3) Gebührenpflichtig bei der Inanspruchnahme von Sonderleistungen nach § 2 Abs. 3 ist 
der Anschlußpflichtige. 

(4) Gebührenpflichtig im Falle der Selbstanlieferung nach § 3 Abs. 6 und 7 ist der Anliefe-
rer. 

(5) Gebührenpflichtig im Falle der Inanspruchnahme des Zwischenlagers für verunreinig-
ten Boden ist ungeachtet eventueller vertraglicher Beziehungen zu Dritten, derjenige, 
der den verunreinigten Boden im Zwischenlager anliefert. 

(6) Gebührenpflichtig im Falle der Vornahme einer Wiegung für Dritte nach § 3 Abs. 9 ist 
der Besitzer des zu wiegenden Fahrzeuges (Fahrzeugführer). 

(7) Gebührenpflichtig im Falle der Inanspruchnahme eines Big Bags nach § 3 Abs. 10 ist 
der Inanspruchnehmer. 

(8) Gebührenpflichtig im Falle der Erteilung einer Annahmeerklärung nach § 2 Abs. 8 ist 
der Antragsteller. 

 

 

 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht grundsätzlich mit der Bereitstellung der Abfallbehälter 
durch den Landkreis. Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen entsteht die Gebühren-
pflicht für die Grundgebühr nach § 3 Abs.1 mit dem Tag, an dem die Anschlußpflicht 
entsteht. Der Monat wird hierbei jeweils mit 30 Tagen angesetzt. Die Gebührenpflicht 
für die Leistungsgebühren nach § 3 Abs. 2 entsteht mit der ersten Leerung des jewei-
ligen Abfallbehälters, die Gebührenpflicht für die Leerungsgebühr nach § 3 Abs. 3 mit 
der Inanspruchnahme einer zusätzlichen Leerung. 

(2) In den nachstehend genannten Fällen entsteht die Gebührenpflicht wie folgt: 
1. bei Sonderleistungen im Sinne von § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 mit Inanspruchnahme 

der Sonderleistung. 
2. bei Selbstanlieferungen zur Umschlagstation bzw. Abfallentsorgungseinrichtungen 

oder Kompostwerk mit der Anlieferung. 
3. bei der Inanspruchnahme des Zwischenlagers für verunreinigten Boden mit der 

Einlieferung in das Zwischenlager. 
4. bei einer Sonderleistung im Sinne von § 2 Abs. 6 mit dem Beginn des Wiegevor-

ganges. 
5. bei einer Sonderleistung im Sinne von § 2 Abs. 7 mit der Entgegennahme des Big 

Bags. 
6. bei der Erteilung einer Annahmeerklärung mit dem Eingang des Antrages beim 

Landkreis. 
(3) Die Gebührenpflicht nach Abs. 1 für die Grundgebühr nach § 3 Abs. 1 erlischt mit dem 

Tag, an dem die Anschlußpflicht entfällt. Die Gebührenpflicht für die Leistungsgebüh-
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ren nach § 3 Abs. 2 und für die Leerungsgebühr nach § 3 Abs. 3 endet mit der letzten 
tatsächlichen Leerung des jeweiligen Rest- oder Bioabfallbehälters. 

(4) Die Gebührenpflicht nach Abs. 2 Nr. 1 endet im Falle des § 2 Abs. 2 mit dem Abholen 
der Abfallbehälter. 

(5) Die Gebührenpflicht nach Abs. 2 Nr. 3 endet mit dem Abtransport des Abfalles zu ei-
ner zugelassenen Abfallbehandlungs- oder Abfallentsorgungsanlage. 

 
 

§ 6 
Entstehung der Gebührenschuld 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht wäh-
rend eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

(2) Die Gebührenschuld nach § 2 Abs. 1 entsteht jeweils mit Ablauf des Erhebungszeit-
raumes. Soweit im Laufe des Kalenderjahres die Nutzung von Abfallbehältern beendet 
wird, entsteht die Gebührenschuld mit dem Ende der Gebührenpflicht nach § 5 Abs. 3. 

(3) Die Gebührenschuld im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht mit dem Abholen der jeweiligen 
Abfallbehälter. 

(4) Die Gebührenschuld nach § 2 Abs. 3 entsteht nach Beendigung des Austausches. 
(5) Bei der Selbstanlieferung entsteht die Gebührenschuld nach § 2 Abs. 4 mit der Anlie-

ferung der Abfälle. 
(6) Bei der Inanspruchnahme des Zwischenlagers entsteht die Gebührenschuld nach  § 2 

Abs. 5 mit dem Abtransport aus dem Zwischenlager. 
(7) Bei der Inanspruchnahme der Waage in der Müllumschlagstation entsteht die Gebüh-

renschuld nach § 2 Abs. 6 mit der Beendigung des Wiegevorganges. 
(8) Bei der Inanspruchnahme eines Big Bags entsteht die Gebührenschuld nach § 2 Abs. 

7 mit der Entgegennahme eines Big Bags. 
(9) Bei der Erteilung einer Annahmeerklärung entsteht die Gebührenschuld nach § 2 Abs. 

8 mit dem Erhalt der Annahmeerklärung. 
 
 

§ 7 
Abschlagszahlungen 

(1) Auf die Gebührenschuld sind Abschlagszahlungen zu leisten. Der Betrag der Ab-
schlagszahlungen bemißt sich nach der Grundgebühr gem. § 3 Abs. 1, den sich für 
den letzten Erhebungszeitraum für das jeweilige Grundstück in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Standzeit der/des aktuell genutzten Behälter/s ergebenden Rest- und Bio-
abfallgewichten, § 3 Abs. 2, sowie der Leerungsgebühren nach § 3 Abs. 3 für zusätzli-
che über die Anzahl der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 genannte hinausgehende Leerungen eines 
Restabfallbehälters. Aus besonderem Grund, z. B. einem Renovierungsende oder 
dem Einzug von mehreren Personen, kann auf schriftlichen Antrag des Gebühren-
pflichtigen der gewichtsbezogene Teil der Abschlagszahlung angepaßt werden. 
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(2) Entsteht die Gebührenpflicht nach § 5 Abs. 1 im Laufe eines Erhebungszeitraumes, so 
wird der Abschlagsbetrag nach der Grundgebühr gem. § 3 Abs. 1 und dem jeweiligen 
Gewichtsanteil pro Behälter pro Monat für den Rest des Erhebungszeitraumes be-
messen. Die jahresbezogenen Bezugsgewichte pro Behälter belaufen sich auf: 

 
 120 l Restabfallbehälter 100 kg,      240 l Restabfallbehälter 200 kg, 
 1.100 l Restabfallbehälter 750 kg, 
 120 l Bioabfallbehälter 150 kg,      240 l Bioabfallbehälter 300 kg. 
(3) Die Abrechnung der Gebühren wird in einem Gebührenbescheid den Gebührenpflich-

tigen gegenüber in der Regel bis zum 15.02. des Folgejahres für den abgelaufenen 
Erhebungszeitraum vorgenommen. In diesem Gebührenbescheid werden alle Gebüh-
ren nach § 3 Abs. 1 bis 5 festgesetzt. Ergibt sich bei der Abrechnung ein Nachforde-
rungsbetrag, so wird dieser einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. Endet die Gebührenschuld im Laufe des Erhebungszeitraumes, so wird die Ab-
rechnung der Gebühren in einem Gebührenbescheid in der Regel innerhalb von zwei 
Monaten vorgenommen. Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

 
 

§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Gebühren werden vom Landkreis durch Abgabenbescheid festgesetzt. Sie sind 
öffentliche Abgaben und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 
Die Erstellung der Abgabenbescheide kann durch beauftragte Dritte erfolgen. 

 Der Abschlagsbetrag gem. § 7 für die Gebühren nach § 3 Abs. 1 bis 3 wird zu je ei-
nem Viertel ihres Betrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November ei-
nes jeden Jahres fällig. Entsteht oder ändert sich die Gebührenpflicht im Laufe eines 
Kalendervierteljahres, so ist die für dieses Kalendervierteljahr zu entrichtende Ab-
schlagszahlung innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides 
zu leisten. 

(2) Die Gebühren für die einmalige oder vorübergehende Benutzung von Rest- und/oder 
Bioabfallbehältern werden vom Landkreis durch Abgabenbescheid festgesetzt. Diese 
Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides fällig. 

(3) Die Gebühren nach § 3 Abs. 5 werden mit Ende des Erhebungszeitraumes fällig. 
(4) Die Gebühren für die Selbstanlieferung von Abfällen zur Umschlagstation bzw. TRV 

oder zum Kompostwerk werden bei der Anlieferung fällig. Großanlieferer, die eine 
Transportgenehmigung nach § 49 KrW-/AbfG besitzen, und Anlieferer kommunaler 
Einrichtungen können die Gebühren auf Antrag nachträglich entrichten. Die Gebühr 
wird innerhalb einer Woche nach Erhalt der Zahlungsaufforderung fällig. 

(5) Die Gebühren für die Selbstanlieferung von Abfällen zu einer dem Landkreis zur Ver-
fügung stehenden Abfallentsorgungseinrichtung werden innerhalb einer Woche nach 
Erhalt des Gebührenbescheids fällig. 

(6) Die Gebühr für die Inanspruchnahme des Zwischenlagers für verunreinigten Boden 
wird eine Woche nach Erhalt des Gebührenbescheides fällig. 
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(7) Die Gebühr nach § 3 Abs. 9 für die Inanspruchnahme der Waage in der Müllum-
schlagstation für Dritte werden nach Beendigung des Wiegevorganges fällig. 

(8) Die Gebühr nach § 3 Abs. 10 für die Inanspruchnahme eines Big Bags wird nach der 
Entgegennahme fällig. 

(9) Die Gebühr für die Erteilung einer Annahmeerklärung wird eine Woche nach Erhalt 
des Kostenbescheides fällig. 

 
 

§ 9 
Änderung der Gebührenfestsetzung 

Eine Änderung der Gebühr, die sich aus einem Wechsel der Art des Abfallbehälters, dem 
Volumen der/des vorgehaltenen Abfallbehälters oder aus der Veränderung der Zahl der 
Abfallbehälter ergibt, wird mit dem Ablauf des Tages, an dem der jeweilige Abfallbehälter 
ausgeliefert, abgeholt oder ausgetauscht wird, wirksam. 
 
 

 
§ 10 

Einschränkung oder Einstellung der Abfuhr 
Falls die Abfuhr bis zu einem Monat eingeschränkt oder eingestellt wird, besteht kein An-
spruch auf Gebührenminderung. Dauert die Einschränkung oder Einstellung länger als 
einen Monat, so wird die Grundgebühr für jeweils volle Kalendermonate erlassen. 
 
 

§ 11 
Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

Die Gebührenpflichtigen sind verpflichtet, auf Verlangen die zur Festsetzung der Gebüh-
ren erforderlichen Auskünfte über Art, Menge, Beschaffenheit und Herkunft des Abfalls zu 
erteilen. Wechselt der Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, 
Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher oder sonst zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich Berechtigte, ist der Wechsel vom bisherigen auf den neuen Rechtsinhaber dem 
Landkreis innerhalb eines Monats schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) handelt,  
wer entgegen § 11 dieser Satzung als Gebührenpflichtiger die verlangten Auskünfte 
und Mitteilungen nicht, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder unrichtig erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 18 Abs. 3 NKAG mit einer Geldbuße bis zu 
10.000,00 Euro geahndet werden. 
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§ 13 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung 

im Landkreis Helmstedt vom 17.10.1997 in der Fassung der 10. Änderungssatzung 
vom 06.12.2002 außer Kraft. 

 
 
Helmstedt, den 19.12.2003 
 
 
 Landkreis Helmstedt 
 
 
 gez. Kilian (L.S.) 
 
 Landrat 
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